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I 

Vorwort 

Im Zusammenhang mit der globalen Finanzmarktkrise wurde der Um-

gang mit Risiko durch und in Banken wieder stark in den Vordergrund 

gerückt. Konkret geht es um die Inhalte, um die Implementierung und um 

die Wirkungen der Risk Governance. Jene von Genossenschaftsbanken 

ist in den vergangenen Jahren auf zunehmendes Interesse gestoßen, 

gelang es doch der genossenschaftlichen FinanzGruppe nicht nur die 

Finanzmarktkrise ohne staatliche Unterstützung zu bewältigen, sondern 

auch Marktanteile zu gewinnen. Den Hintergrund dafür bildet das ge-

nossenschaftliche Geschäftsmodell, das sich u.a. durch eine besondere 

Risk Governance auszeichnet. Diese wird geprägt durch aufsichtsrecht-

liche und regulierungsbedingte Vorgaben sowie durch risikorelevante 

Strukturen, Regeln und Organisationen, die in der Gruppe geschaffen 

wurden. Vor diesen risikorelevanten Rahmenbedingungen ist jede ein-

zelne Genossenschaftsbank gehalten, seine eigene Mikrogovernance zu 

entwickeln und umzusetzen. 

Im vorliegenden IfG-Arbeitspapier arbeitet Lars Völker heraus, was unter 

der Risk Governance zu verstehen ist, welche Funktionen sie zu erfüllen 

hat, welche Freiheitsgrade bei ihrer Ausgestaltung existieren und aus 

welchen Elementen sie besteht. Dabei konzentriert er sich vorerst auf 

jene Elemente der Makrogovernance, die für Genossenschaftsbanken 

relevant sind und die die Vorgaben für die konkrete Ausgestaltung der 

Mikrogovernance enthalten. Dieses Arbeitspapier liefert einen ersten 

Aufriss für ein Forschungsprojekt, das eine umfassende Analyse der 

Risk Governance von Genossenschaftsbanken leisten soll. Das Arbeits-

papier stammt aus dem „IfG-Forschungscluster III: Genossenschafts-

strategische Fragen“. Kommentare und Diskussionsbeiträge sind herz-

lich willkommen. 
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1 Einleitung 

„Risk is the sugar and salt of life.“  1 

So paradox diese Aussage auf den ersten Blick scheinen mag, soviel Wahrheit trägt sie 

in sich. Sind Sicherheit, Berechenbarkeit und Zuverlässigkeit auf der einen Seite ge-

sellschaftlich weit verbreitete, grundsätzliche Bedürfnisse, so gehen auf der anderen 

Seite die Akteure einer Gesellschaft teilweise unbewusst und oftmals ganz bewusst Ri-

siken ein, d. h. sie begeben sich in Unsicherheiten über zukünftige Ereignisse und Er-

gebnisse. Der Grund dafür findet sich in dem individuellen Streben nach Wohlstand 

und Anerkennung. Dabei gilt nach den ökonomischen Gesetzmäßigkeiten, dass je hö-

her das eingegangene Risiko ist, desto höher auch der mögliche Ertrag ausfallen kann, 

was einen steigenden Anreiz zur Risikoinkaufnahme mit sich bringt. Für die Akteure ei-

ner Gesellschaft gilt es folglich, sich entsprechend ihrer Präferenzen und Kompetenzen 

im Spannungsfeld zwischen Sicherheit und Ertrag zu positionieren. 

Zu den Kernkompetenzen der Kreditwirtschaft gehört traditionell die Übernahme von 

Risiken.2 Banken und Finanzdienstleister generieren ihre Erträge maßgeblich aus Prä-

mien und Entgelten für übernommene Risiken.3 Folglich kann es nicht im Sinne des 

wirtschaftlichen Erfolgs einer solchen Organisation liegen, jegliche Risiken vollständig 

zu vermeiden. Vielmehr muss es darum gehen, bewusst über die Übernahme und das 

Handling der Risiken zu entscheiden.4 Als Entscheidungskriterium gilt es dabei, den 

Risikopräferenzen der jeweiligen Organisation bzw. ihrer maßgeblichen Prinzipale zu 

entsprechen. In diesem Sinne müssen einzelne Entscheidungen koordiniert und ihre 

Konsistenz sichergestellt werden. Die Komplexität und das Facettenreichtum von Risi-

ken sowie insbesondere der Akteurstrukturen, die das Risikohandling innerhalb und 

zwischen Organisationen determinieren, erlauben es jedoch i. d. R. nicht, abschließen-

de Regeln für alle potenziellen individuellen Risikosituationen zu definieren. Um den-

noch in punkto Risiko ein effektives und effizientes Zusammenwirken der einzelnen 

Elemente, unter Berücksichtigung unterschiedlicher, potenziell konfligierender Interes-

sen und Ziele, zu gewährleisten, empfiehlt sich die Etablierung einer Risk Governance. 

Dabei handelt es sich um Leitlinien und Prinzipien im Umgang mit Risiken. 

Der Terminus Risk Governance wird in der Literatur nicht einheitlich verwendet. Im 

Rahmen dieser Arbeit wird daher zunächst eine begriffliche Definition und Systemati-

sierung im finanzwirtschaftlichen Kontext vorgenommen. Zudem wird eine Motivation 

für eine effektive und effiziente Risk Governance in Genossenschaftsbanken gegeben 

sowie der Status quo der wesentlichen Makro-Risk-Governance für Genossenschafts-

banken vorgestellt. 

                                                  
1
  Vgl. ERBEN / ROMEIKE (2004), S. 3. 

2
  Vgl. MAUCH (2001), S. 331. 

3
  Vgl. BAXMANN (2009), S. 2. 

4
  Vgl. BÜSCHGEN (1998), S. 873. 
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2 Risk Governance – Definition und Systematisierung 

2.1 Risiko und Governance 

Um die Risk Governance inhaltlich zu definieren und zu systematisieren, bietet es sich 

zunächst an, das zugrundeliegende Verständnis von Risiko und Governance zu erläu-

tern, da diese Begriffe in der Literatur nicht einheitlich verwendet werden. 

Risiko wird im Rahmen dieser Arbeit als Möglichkeit einer ausschließlich negativen 

Zielabweichung bzw. einer Zielverfehlung verstanden.5 Dies entspricht der vorherr-

schenden Auffassung des Risikobegriffs in der Praxis.6 Die Möglichkeit einer positiven 

Zielabweichung wird in dieser Sichtweise nicht unter dem Risikobegriff subsumiert, 

sondern als Chance bezeichnet.7 Zur Bestimmung des Risikos, d. h. etwaiger Zielab-

weichungen, bedarf es in der verwendeten Risikodefinition folglich der Existenz von 

Zielen (angestrebte Sollzustände) als Bezugsgrößen.8 Die Definition9 solcher Ziele er-

laubt es dabei, den Risikobegriff entsprechend zu konkretisieren.10 Die häufige Definiti-

on von Risiko als Verlustgefahr11 entspricht etwa einer Konkretisierung, die als Zielset-

zung die Vermeidung von Verlusten bzw. die Erzielung von Gewinnen impliziert.12 

Grundsätzlich müssen die Zielgrößen jedoch nicht zwingend monetär ausgeprägt sein, 

sondern können auch in Form von nicht monetären Markt-, Qualitäts-, Zeit- und sozia-

len Zielen definiert werden.13 Zur Quantifizierung des Risikos ist es allerdings notwen-

dige Voraussetzung, dass die Zielabweichung bzw. -verfehlung als auch die zugehöri-

ge Eintrittswahrscheinlichkeit beziffert werden können.14 

Governance bezeichnet eine Kombination von Institutionen15, wodurch für einen be-

stimmten Bereich die zielorientierte Interaktion in einem Kollektiv nicht situativ organi-

siert (koordiniert, gesteuert, geordnet, angereizt) wird oder die daraus folgenden Er-

gebnisse zum Ausdruck gebracht werden (Handlungskoordination).16 Unabhängig von 

ihrer konkreten Ausgestaltung enthalten Governanceelemente immer Regelungen, 

welche die Beziehungen und Transaktionen zwischen den Akteuren eines Systems 

entweder direkt festlegen oder indirekt beeinflussen.17 Damit erfüllt die Governance un-

terschiedliche Funktionen für ein Kollektiv von Akteuren. Die Ordnungs- und Klassifika-

tionsfunktion reduziert die Komplexität einer Vielfalt von Organisations- und Rechtsfor-

                                                  
5
  Vgl. NICKLISCH (1922), S. 237; OBERPARLEITER (1955), S. 99; STREITFERDT (1973), S. 7-11; 

HALLER (1978), S. 484 sowie MIKUS (2001a), S. 7. 
6
  Vgl. MARCH / SHAPIRA (1987), S. 1407. 

7
  Vgl. BÜSCHGEN (1998), S. 865; MIKUS (2001a), S. 7 sowie DIEDERICHS (2004), S. 9. 

8
  Vgl. NEUBÜRGER (1989), S. 29-30. 

9
  Inhalt, Ausmaß und Zeitbezug. 

10
  Vgl. EBERTZ (2006), S. 45. 

11
  Vgl. LEITNER (1915), S. 7-8; OBERPARLEITER (1955), S. 99 sowie PHILIPP (1967), S. 35. 

12
  Vgl. BRAUN (1984), S. 23. 

13
  Vgl. MIKUS (2001a), S. 5. 

14
  Vgl. EBERTZ (2006), S. 46. 

15
  Inhaltliche Regeln ergänzt um Mechanismen der Implementierung, Durchsetzung, Überwa-

chung und Veränderung sowie entsprechende Organisationen. 
16

  Vgl. THEURL (2010), S. 15-16 sowie THEURL (2009), S. 86. 
17

  Vgl. THEURL / KRING (2002), S. 7. 
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men auf einige Typen, die klar voneinander unterschieden werden können. Insgesamt 

stabilisierend wirkt die Informationsfunktion, indem sie die Möglichkeit der Erwartungs-

bildung über Verhaltensweisen für Beteiligte und Dritte schafft. Damit eng zusammen-

hängend stellt die Koordinationsfunktion sicher, dass arbeitsteilig erbrachte Leistungen 

friktionsfrei aufeinander abgestimmt werden. Die Anreizfunktion kanalisiert die Hand-

lungen der Akteure im Sinne des Kollektivs. Über die Steuerungsfunktion werden für 

die einzelnen Akteure ihre zulässigen Handlungsoptionen verringert und damit Ent-

scheidungssituationen vereinfacht. Die Kohäsionsfunktion verbindet schließlich die Ak-

teure über die gemeinsame Interpretation der Entwicklungen. Sie unterstützt dabei die 

Erfüllung der Anreiz- und Koordinationsfunktion durch verbesserte Information und 

Kommunikation.18 

2.2 Risk Governance 

Die Risk Governance ist die systematische Integration der Begriffsdefinitionen von Ri-

siko und Governance. Sie stellt die Substanz und die Kernprinzipien von Governance 

in den Kontext von Risiko.19 Die Risk Governance beschreibt ein System von Risk-

Governance-Elementen, d. h. Institutionen, die risikorelevante Erwartungen, Entschei-

dungen und Handlungen von Wirtschaftssubjekten sowie daraus folgende Resultate 

nicht situativ und zielorientiert organisieren und koordinieren. Formuliert aus einer 

ganzheitlichen und übergeordneten Perspektive sowie losgelöst von spezifischen Akti-

vitäten stellt die Risk Governance ein allgemeingültiges Rahmenwerk für risikobezoge-

ne Interaktionen ihrer jeweiligen Adressaten dar. Die Risk Governance beschäftigt sich 

mit jeglichem Aspekt der Risikohandhabung im weiteren Kontext und umfasst als direk-

ten oder indirekten Gegenstand grundsätzlich alle Finanzrisiken, die sämtliche Risiken 

des Wertbereiches (finanzielle Erfolgsrisiken und Liquiditätsrisiken) umfassen und zum 

anderen alle operationellen Risiken, worunter operative (technische Risiken und Ver-

haltensrisiken) sowie strategische Risiken zusammengefasst werden.20 Sie tangiert die 

Gesamtheit der Akteure, Regeln, Konventionen, Prozesse sowie Mechanismen mit Ri-

sikobezug in einer Organisation und ist damit befasst, wie relevante Risikoinformatio-

nen gesammelt, analysiert und kommuniziert sowie risikorelevante Entscheidungen ge-

troffen werden.21 Zielsetzung einer adäquaten Risk Governance ist es dabei, das kom-

plexe Geflecht einer Organisation so zu beeinflussen, dass die tatsächliche Risikositua-

tion dem intendierten Risikoprofil entspricht. 

2.3 Institutionelle Ausgestaltung der Risk Governance 

Die Risk Governance lässt sich unterscheiden in formelle und informelle Elemente, 

wenngleich die tatsächlich gelebten Strukturen stets formelle und informelle Elemente 

enthalten. Formelle Institutionen sind schriftlich oder verbal fixierte Regeln, wie gesetz-

liche Vorgaben sowie statutarische Bestimmungen etc. Das institutionelle Umfeld einer 

                                                  
18

  Vgl. THEURL / KRING (2002), S. 8. 
19

  Vgl. RENN (2008), S. 8. 
20

  Vgl. ausführlich SCHIERENBECK (2003), S. 3-8. 
21

  Vgl. INTERNATIONAL RISK GOVERNANCE COUNCIL (2008), S. 4. 
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Organisation sowie kulturelle Zusammenhänge, die das Verhalten der beteiligten Ak-

teure kanalisieren, stellen informelle Institutionen dar. Weitere informelle Mechanismen 

sind etwa das Vertrauen zwischen Akteuren sowie deren Reputation.22 Zwischen den 

informellen und den formellen Elementen der Risk Governance bestehen Gestaltungs- 

wie auch Wirkungszusammenhänge. So können einerseits die Umsetzung und Auswir-

kungen formeller Elemente durch Komponenten wie Vertrauen, Werte und Überzeu-

gungen beeinflusst werden und andererseits informelle Elemente durch eine gezielte 

Ausgestaltung greifbarer Komponenten geprägt werden. Aufgrund ihrer Fixierung er-

lauben die formellen Elemente dabei zu einem weitaus höheren Grad eine präzise De-

finition der Risk-Governance-Elemente, die Abschätzung ihrer Wirkungen sowie ihre 

zielkonforme Implementierung, Überwachung und Modifikation. Daher werden sie folg-

lich in stärkerem Maße den pragmatischen Ansprüchen der gestaltenden Instanzen ge-

recht.23 

2.4 Wirkungsaspekte der Risk Governance bei der Risikohandhabung 

Risk-Governance-Elemente können des Weiteren danach kategorisiert werden, welche 

Aspekte der Risikohandhabung sie im Sinne der jeweils verantwortlich definierenden 

Instanz tangieren.24 Abbildung 1 zeigt jene Aspekte der Risikohandhabung, die im Fol-

genden unterschieden werden. 

Risk

Governance

Risikoidentifikation

Risikobeurteilung

Risikosteuerung

Risikovorsorge

Risikohaftung

Risikokommunikation

Personelle Aspekte

Organisatorische Aspekte

Risikokultur

Risikostrategie

Risikokontrolle

Risk

Governance

Risikoidentifikation

Risikobeurteilung

Risikosteuerung

Risikovorsorge

Risikohaftung

Risikokommunikation

Personelle Aspekte

Organisatorische Aspekte

Risikokultur

Risikostrategie

Risikokontrolle

 

Abb. 1: Wirkungsaspekte der Risk Governance 

Die Risikostrategie umfasst dabei zum einen die Festlegung der Risikoneigung bzw. 

Risikopräferenz, welche die Bereitschaft der verantwortlichen Akteure dokumentiert, 

Risiken allgemein bzw. in einzelnen Aktivitätsbereichen einzugehen. Zum anderen ist 

die Festlegung des Risikotragfähigkeitspotenzials weiterer Bestandteil der Risikostra-

tegie, was in diesem Zusammenhang die maximal tragfähige Schadenshöhe bezeich-

                                                  
22

  Vgl. NORTH (1992), S. 43-64. 
23

  Vgl. ZIEGER (2007), S. 48-49. 
24

  Dabei kann ein Risk-Governance-Element durchaus unterschiedliche Aspekte tangieren. 
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net.25 Die Risikoidentifikation beinhaltet die Auswahl und Anwendung von Methoden 

zur Erkennung, Systematisierung sowie Analyse der Ursachen, Wirkungen und Wech-

selbeziehung von Risiken. Im Wesentlichen um die Bewertung und Einschätzung einer 

Risikoposition für das jeweilige Wirtschaftssubjekt bzw. die Organisation geht es im 

Rahmen der anschließenden Risikobeurteilung (Quantifizierung und Eintrittswahr-

scheinlichkeiten potenzieller Schadensereignisse aus Einzel- und Gesamtrisiken).26 Die 

Risikosteuerung umfasst die Entscheidung und Durchführung bestimmter Strategien 

und Instrumente zur Risikobeeinflussung.27 Als Maßnahmen in diesem Sinne werden 

jene zur Reduktion von Unsicherheiten, zur Verhütung, Vermeidung, Teilung bzw. Zer-

legung, Begrenzung und Diversifikation sowie zum Transfer und Ausgleich von Risiken 

verstanden.28 Im Kontext der Zielerreichung dieser Maßnahmen sind auch die entspre-

chenden Kontrollen und Überprüfungen sowie etwaige Modifikationen als Elemente der 

Risikosteuerung zu interpretieren.29 Der Wirkungsaspekt der Risikokontrolle hingegen 

abstrahiert von konkreten Maßnahmen der Risikosteuerung und ist vielmehr auf Über-

wachungs- und Kontrollaktivitäten fokussiert, die sich auf die allgemeine Risikosituation 

bzw. die Gesamtheit der risikorelevanten Interaktion beziehen. Die Risikokommunikati-

on subsumiert insbesondere die Kommunikation der Risikosituation gegenüber Organi-

sationsakteuren und Dritten. Ebenfalls der Risikosteuerung zuordnen lässt sich grund-

sätzlich die Risikovorsorge.30 Aufgrund ihrer Eigenschaft, im Falle fehlgeschlagener Ri-

sikosteuerungsmaßnahmen, die Verluste aus den schlagend gewordenen Risiken ab-

sorbieren zu müssen, wird die Risikovorsorge jedoch im Folgenden gesondert betrach-

tet. Abzugrenzen von der Risikovorsorge ist der Aspekt der Risikohaftung, worunter 

insbesondere rechtsform- oder tätigkeitsspezifische Haftungsregeln mit Risikobezug zu 

verstehen sind.31 Personelle Aspekte der Risikohandhabung beziehen sich auf qualita-

tive Anforderungen an Akteure sowie deren Verhaltensweisen bzw. diesbezügliche An-

reizsysteme. Organisatorische Aspekte betreffen die Organisationsstruktur mit Risiko-

bezug. Die Risikokultur wird im Wesentlichen verstanden als die Gesamtheit grundle-

gender gemeinsamer Normen, Werte und Einstellungen im Kontext der Risikohandha-

bung. Durch die Risikokultur werden insbesondere das Bewusstsein und das Ver-

ständnis von Wirtschaftssubjekten bei der Wahrnehmung von Risiken determiniert so-

wie die Sensibilisierung gegenüber Risiken beeinflusst. Darüber hinaus prägt die Risi-

kokultur entscheidend die Art und Weise der Risikokommunikation.32 

2.5 Risk-Governance-Hierarchie 

Eine weitere begriffliche Systematisierung der Risk Governance lässt sich über die De-

finition einer Risk-Governance-Hierarchie vornehmen. Diese ergibt sich durch die Ein-

                                                  
25

  Vgl. EBERTZ (2006), S. 55-56. 
26

  Vgl. EBERTZ (2006), S. 56-67. 
27

  Vgl. LÜCK (2000), S. 1476 sowie DIEDERICHS (2004), S. 188. 
28

  Vgl. EBERTZ (2006), S. 67-74. 
29

  Vgl. MIKUS (2001b), S. 89. 
30

  Vgl. EBERTZ (2006), S. 74-75. 
31

  Unabhängig von getroffenen Vorsorgemaßnahmen. 
32

  Vgl. WITTMANN (1999), S. 142-143. 
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ordnung der Risk Governance in die vereinfachte Governancehierarchie nach 

THEURL.33 Wenngleich Risk Governance alle gesellschaftlichen Bereiche betrifft, wird 

dabei an dieser Stelle bereits eine Fokussierung auf relevante Aspekte für den Ban-

kensektor vorgenommen. 

Informelle Determinanten der Risikohandhabung

Allgemeine Risikomentalität, Grundbedürfnis nach Sicherheit, Wohlstandsstreben

Grundsätzliche und formelle Regeln der legislativen

oder exekutiven Instanz für das Risikohandling

Verpflichtende Risikovorsorge, Anforderungen an das Risikomanagement,

Haftungsbeschränkung, Risikoanreize der Steuergesetzgebung

Politische Maßnahmen mit Risikobezug

und nicht-konstitutionellem Charakter

Staatliche Garantien oder Kapitalbeteiligungen,

Aufrufe zur Kreditvergabe

Mikro-Risk-Governance

Risk Policies,

Kompetenzstrukturen,

Organisationsstrukturen

Interaktion

Risikotrans-

aktionen

 

Abb. 2: Risk Governance in der Governancehierarchie nach THEURL (2010) 

Die Ebene der Werte, Traditionen und ähnlichen Faktoren, die eine Gesellschaft ver-

binden, stellt die höchste Ebene dieser Hierarchie dar. Informelle Faktoren, wie das 

kulturell verankerte Grundbedürfnis von Menschen nach Sicherheit und der Wunsch 

nach Planungsgewissheit, determinieren auf dieser Hierarchieebene die Handhabung 

von Risiken. Gleichermaßen wird die Bereitschaft, Risiken einzugehen, durch das in 

vielen Gesellschaften tief verankerte Streben nach stetiger Verbesserung des individu-

ellen oder kollektiven Wohlstands sowie die grundsätzliche Erwartungshaltung über die 

Zukunftsaussichten der Gesellschaftsmitglieder beeinflusst. So wird es erheblichen 

Einfluss auf die Risikoneigung der Mitglieder eines Kollektivs haben, ob sie für einen 

langen Zeithorizont planen und Verantwortung für weitere Generationen empfinden o-

der ob sie kurzfristig und ohne Nachhaltigkeitsgedanken agieren. Aufgrund ihrer 

schweren Objektivierbarkeit und sehr langfristigen Beeinflussbarkeit wird diese Hierar-

chieebene im Rahmen der folgenden Analysen grundsätzlich nicht weiter behandelt.34 

Potenzielle Wechselwirkungen mit den Elementen der untersuchten Ebenen werden im 

Einzelfall dennoch berücksichtigt. 

                                                  
33

  Zur vereinfachten Governancehierarchie vgl. THEURL (2010), S. 16-18. Ausgangspunkt der 

Governancehierarchie nach THEURL ist die Institutionenhierarchie nach WILLIAMSON (2000). 
34

  Vgl. WILLIAMSON (2000), S. 596. 
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Die nachfolgende Ebene der institutionellen Rahmenbedingungen umfasst die Definiti-

on und Konkretisierung grundsätzlicher und formeller Regeln durch die legislativen o-

der exekutiven Instanzen eines Kollektivs, wodurch die Bereitschaft zum Eingehen von 

Risiken sowie die Handhabung von Risiken tangiert werden. Die verpflichtende Beach-

tung und Implementierung dieser Vorgaben durch ihre jeweiligen Adressaten wird da-

bei durch Kontroll- und Sanktionierungsmechanismen der exekutiven und judikativen 

Gewalt im Kollektiv gewährleistet. Dabei finden sich auf der einen Seite rechtliche 

Normen, die ex ante die Risikoneigung und damit das Risikoprofil determinieren. Limi-

tiert wird die Risikoneigung etwa durch die Verpflichtung zur Erfüllung konkreter Minde-

steigenkapitalanforderungen35, ganz unterbunden zum Beispiel durch Leerverkaufsver-

bote36. Verstärkende Effekte auf die Risikobereitschaft ergeben sich etwa aus den ge-

setzlichen Haftungsbeschränkungen für bestimmte Rechtsformen bei schlagend wer-

denden Risiken und der damit verbundenen Möglichkeit, Risiken aus der eigentlichen 

Verantwortung auszulagern.37 Im Weiteren finden sich konkrete Risikoanreize in der 

Steuergesetzgebung, z. B. durch die steuerliche Geltendmachung von Verlusten, 

wodurch indirekt eine staatliche Risikobeteiligung entsteht. Zudem wird durch die steu-

erliche Absetzbarkeit von Fremdkapitalzinsen die Fremdkapitalfinanzierung von Investi-

tionen und damit implizit die Verringerung des potenziell verlustabsorbierenden Eigen-

kapitalanteils gefördert. Neben den Vorgaben mit Einfluss auf die Risikopräferenz der 

jeweiligen Adressaten bestehen auf der Ebene der institutionellen Rahmenbedingun-

gen außerdem umfangreiche Bestimmungen, die die vorgestellten Wirkungsaspekte38 

tangieren. Beispielhaft seien der Einfluss von Informations- und Berichtspflichten39 auf 

die Risikokommunikation, die Erwirkung von Risikovorsorge durch verpflichtende 

Rückstellungen40 oder die Forderung nach einer angemessenen Risikostrategie41 ge-

nannt. Aufgrund ihres grundlegenden und verbindlichen Charakters sowie ihrer Rele-

vanz für die Risk Governance auf den nachfolgenden Ebenen bildet die Hierarchieebe-

ne der institutionellen Rahmenbedingungen mit Risikobezug ein Kernelement bei der 

Bearbeitung der Risk-Governance-Thematik. 

Auf der anschließenden Ebene risikorelevanter politischer Maßnahmen mit nicht konsti-

tutionellem Charakter lässt sich die Risk Governance beispielsweise identifizieren in 

Aufrufen zur Kreditvergabe und damit implizit zum Eingehen von Risiken.42 Als weitere 

aktive politische Eingriffe in die Risikobereitschaft sind die Signalwirkung von Banken-

rettungen und unmittelbare Risikobeteiligungen über staatliche Garantien oder Kapital-

                                                  
35

  Siehe z. B. Solvabilitätsverordnung im Rahmen der Bankenaufsicht. 
36

  Siehe z. B. Verbot ungedeckter Leerverkäufe in Aktien und bestimmten Schuldtiteln gemäß 

§ 30h WpHG. 
37

  Siehe z. B. Haftungsbeschränkung für GmbHs gem. § 13 Abs. 2 GmbHG. 
38

  Vgl. Kapitel 2.4. 
39

  Siehe z. B. Offenlegungspflichten für Kreditinstitute gem. § 26a Abs. 1 KWG. 
40

  Siehe z. B. Bildung von Rückstellungen gem. § 249 HGB. 
41

  Siehe z. B. Anforderungen gem. AT 4.2 der MaRisk. 
42

  Siehe z. B. der drängende Appell zu einer umfassenderen Kreditvergabe der Bundeskanzle-

rin Merkel an die deutschen Banken wegen der Gefahr einer Kreditklemme, vgl. FAZ (2009). 
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beteiligungen zu werten.43 Von der Analyse dieser Ebene wird aufgrund der schwieri-

gen Identifikation und Abgrenzbarkeit der Maßnahmen bezüglich ihrer Risk-Gover-

nance-Relevanz sowie aufgrund ihres teilweise starken Einzelfallcharakters abgese-

hen. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass der weit überwiegende Teil der ri-

sikorelevanten politischen Aktivitäten die zweite Ebene der institutionellen Rahmenbe-

dingungen tangiert. 

Die Risk Governance auf den vorstehend erläuterten ersten drei Hierarchiestufen wird 

zusammenfassend als Makro-Risk-Governance bezeichnet, da sie das gesamte Kol-

lektiv, d. h. ganze Gesellschaften und Volkswirtschaften betrifft und von den einzelnen 

Akteuren als gegeben erachtet wird. Die Makro-Risk-Governance lässt sich folglich als 

System von Führungsschienen interpretieren, innerhalb welcher die Wirtschaftssubjek-

te bzw. die Organisationen von Wirtschaftssubjekten in einer Volkswirtschaft entspre-

chend ihrer individuellen Kalküle agieren und interagieren. 

Die Mikro-Risk-Governance stellt die darauffolgende vierte Hierarchieebene dar. Sie 

beinhaltet individuelle und grundsätzlich in Eigenverantwortung definierte Strukturen 

und Mechanismen der Wirtschaftssubjekte, mit denen diese in ihrem jeweiligen Ein-

flussbereich (Organisation) risikorelevante Transaktionen organisieren und koordinie-

ren. Analog zur vorstehenden Interpretation der Makro-Risk-Governance stellt die Mik-

ro-Risk-Governance ein System von Führungsschienen dar, innerhalb welcher wiede-

rum die jeweiligen Akteure der einzelwirtschaftlichen Organisationen agieren und inter-

agieren. Unter der Mikro-Risk-Governance wird zum einen die Gewährleistung der Im-

plementierung bzw. Umsetzung der Makro-Risk-Governance-Elemente in einer Orga-

nisation verstanden als auch die Definition von solchen Elementen, die nicht durch 

Vorgaben auf der Makroebene veranlasst sind bzw. darüber hinausgehen. Die Elemen-

te der Makro-Risk-Governance werden dabei grundsätzlich als gegeben erachtet, es 

erfolgt ein sogenanntes „second-order-economizing“.44 Gegenstand der Mikro-Risk-

Governance sind Aspekte der Risikohandhabung, die auf der obersten Leitungs- und 

Kontrollebene einer Organisation beeinflusst werden können. Im Speziellen nehmen 

die Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse sowie deren Kontrollmöglichkeiten 

eine hervorgehobene Stellung ein.45 Beispielhaft für Mikro-Risk-Governance-Elemente 

seien die Implementierung risikoadjustierter Entlohnungssysteme, die je nach Ausge-

staltung das Risikoprofil der Organisationsmitglieder prägen, Rahmenvorschriften zur 

Risikohandhabung, Risikokompetenzstrukturen, formulierte und kommunizierte Risi-

kostrategien, Organisationsstrukturen risikorelevanter Einheiten sowie eine nachhaltig 

gelebte Risikokultur genannt. Auf der Ebene der Mikro-Risk-Governance bietet sich 

den verantwortlichen Akteuren der jeweiligen Organisationen in einem Kollektiv folglich 

die Möglichkeit, ihren individuellen Gegebenheiten Rechnung zu tragen und so 

höchstmögliche Effizienz bei der Umsetzung bzw. Beachtung der Makro-Risk-

Governance sowie bei der Definition und Implementierung zusätzlicher Risk-

                                                  
43

  Siehe z. B. die Teilverstaatlichung der Commerzbank AG, vgl. WIRTSCHAFTSWOCHE (2009). 
44

  Vgl. WILLIAMSON (2000), S. 599. 
45

  Vgl. EIM (2007), S. 194. 
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Governance-Elemente sicherzustellen. Aus dem Blickwinkel der individuellen Wirt-

schaftssubjekte bzw. Organisationen in einem Kollektiv ist die Mikro-Risk-Governance 

daher – im Zusammenspiel mit den institutionellen Rahmenbedingungen – von vorran-

gigem Interesse. Eine umfassende Analyse der Mikro-Risk-Governance, insbesondere 

mit Fokussierung auf die Gegebenheiten und Anforderungen von Genossenschafts-

banken, erfolgt in Anschlussarbeiten an dieses Arbeitspapier. 

Auf der abschließenden Ebene der Governancehierarchie erfolgt ausschließlich die In-

teraktion im Rahmen der vorgegebenen Risk Governance aller vorstehenden Hierar-

chieebenen.46 Die Risk Governance wird dabei je nach Ausgestaltung verpflichtend o-

der freiwillig, bewusst oder unbewusst Bestandteil der Transaktionen der Organisati-

onsmitglieder und hat Einfluss auf ihre gelebten Werte und Philosophien. Da auf dieser 

Interaktionsebene keine Gestaltung bzw. Konkretisierung von Risk-Governance-

Elementen stattfindet, wird sie lediglich im Rahmen von Wirkungsanalysen für die be-

trachteten Ebenen berücksichtigt. 

2.5.1 Mikro-Risk-Governance 

Nachdem zuvor alle Ebenen der Risk Governance vorgestellt wurden, erfolgt an dieser 

Stelle eine weitere Systematisierung der Mikro-Risk-Governance. So lassen sich auf 

dieser Ebene zwei Konzepte unterscheiden, die Corporate Risk Governance und die 

Cooperative Risk Governance. Die Corporate Risk Governance bezeichnet die risikore-

levante institutionelle Ausgestaltung eines hierarchischen Beziehungsgeflechts, d. h. 

die individuellen Risikostrukturen einer hierarchischen Organisation. Die Cooperative 

Risk Governance beschreibt die Institutionalisierung von kooperativen Organisationen. 

Sie stellt die übergeordneten Rahmenbedingungen für risikorelevante Interaktionen auf 

der Kooperationsebene dar. Durch die kooperativen Risk-Governance-Elemente gilt es, 

im Risikokontext einen Interessenausgleich zwischen den beteiligten Akteuren der Ko-

operation zu ermöglichen, um die langfristige Funktionsfähigkeit des Zusammenwir-

kens sicherzustellen. Cooperative Risk Governance enthält risikorelevante Regelungen 

zur Arbeitsteilung zwischen den Beteiligten, zu den Modalitäten des Kooperationsma-

nagements, den Mechanismen der Entscheidungsfindung, den Regeln der Konfliktlö-

sung und der Anpassung (inkl. Zutritts- und Austrittsregeln), den Kommunikationsstruk-

turen sowie den Vereinbarungen zum Leistungsaustausch. Die Corporate Risk Gover-

nance und die Cooperative Risk Governance lassen sich jeweils als Teilmengen von 

Corporate bzw. Cooperative Governance auffassen, sie unterliegen stets zahlreichen 

und wechselseitigen Verbindungen, ersetzen sich jedoch nicht.47 

Im Weiteren lassen sich die Termini Risikopolitik, Risikomanagement und Risikocon-

trolling in das Konzept der Risk Governance auf der Mikroebene einordnen und begriff-

                                                  
46

  Insgesamt werden die Handlungs- und Gestaltungsfreiräume zunehmend eingeschränkt, je 

weiter in der Governancehierarchie eine Bewegung von der Makro- zur Mikroebene erfolgt 

und je mehr Restriktionen der übergeordneten Ebenen zu berücksichtigen sind. 
47

  Zu den Governancekonzepten Corporate Governance und Cooperative Governance vgl. 

Theurl (2010), S. 21-22 sowie THEURL (2005a), S. 5-8. 
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lich abgrenzen. Risikopolitik wird in der gängigen Literatur auf zwei Arten verstanden. 

Eine Definition beschreibt sie als organisatorischen, dem Risikomanagement überge-

ordneten Bereich. Diesem obliegt die Kompetenz zur Festlegung von Risikopräferen-

zen bzw. Risikozielen sowie für Entscheidungen über die beim Risikomanagement an-

zuwendenden Verfahren zur Risikosteuerung, Risikomessung und Risikokontrolle.48 

Diesem Verständnis folgend lässt sich der Bereich der Risikopolitik als jene Ebene ei-

ner Organisation einordnen, die die Mikro-Risk-Governance gestaltet und veranlasst. 

Voraussetzung für diese Interpretation ist jedoch, dass auch die strukturelle Risikoor-

ganisation sowie sämtliche nicht verfahrensbezogene, risikorelevante Regelungen als 

Kompetenzbestandteil eingeschlossen werden. In einer anderen Definition bezeichnet 

der Begriff Risikopolitik ein zentrales Regelwerk bzw. ein Dokument, das Vorgaben für 

die Implementierung einer geeigneten Kontrollumgebung darstellt und Verhaltensricht-

linien enthält, die als Anleitung für die Akteure einer Organisation im Umgang mit Risi-

ken dienen sollen.49 Diese zweite Auffassung entspricht dem Verständnis im Rahmen 

der Arbeit und führt zu der Einordnung von Risikopolitik als ein Element der Mikro-Risk-

Governance einer Organisation. 

Risikomanagement wird in der Literatur ebenfalls facettenreich definiert. Eine gängige 

Definition ist, darunter die Messung und Steuerung aller betriebswirtschaftlichen Risi-

ken in einem Unternehmen zu subsumieren.50 Eine weiter gefasste Variante beschreibt 

das Risikomanagementsystem eines Unternehmens als Gesamtheit aller Informatio-

nen, Akteure, Aktionen und Systeme, die dazu dienen, Risiken zu analysieren, zu pla-

nen, zu steuern, zu überwachen und ggf. auszuregeln.51 

Das Risikocontrolling lässt sich definieren als wesentlicher Bestandteil des Risikoma-

nagementsystems. Als Element des Gesamtcontrollings liefert es methodische, instru-

mentelle und informatorische Unterstützung für die Planungs-, Steuerungs- und Kon-

trollaktivitäten im Umgang mit Risiken.52 

Corporate Governance Cooperative Governance

Mikro-Risk-Governance

 Risikoverfassung einer Organisation

Risikomanagement Risikocontrolling

Corporate Risk Governance Cooperative Risk Governance

Risikopolitik

Corporate Governance Cooperative Governance

Mikro-Risk-Governance

 Risikoverfassung einer Organisation

Risikomanagement Risikocontrolling

Corporate Risk Governance Cooperative Risk Governance

Risikopolitik

 

Abb. 3: Abgrenzung der Mikro-Risk-Governance 

                                                  
48

  Vgl. BÜSCHGEN (1998), S. 874-875. 
49

  Vgl. PENERT (2008), S. 11. 
50

  Vgl. WOLKE (2008), S. 1. 
51

  Vgl. PENERT (2008), S. 10. 
52

  Vgl. PENERT (2008), S. 8 sowie BURGER / BUCHHART (2002), S. 12-13. 
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Folgt man diesen Definitionen, so ist die Mikro-Risk-Governance als grundsätzlich 

übergeordnete Ebene zu interpretieren, auf der die Rahmenbedingungen für die opera-

tive, d. h. konkrete und systematische Risikohandhabung im Risikomanagement und 

Risikocontrolling vorgegeben werden. Insbesondere liegt es in der Verantwortung der 

Mikro-Risk-Governance, die Effektivität und Effizienz des Risikomanagements und des 

Risikocontrollings zu gewährleisten sowie die Voraussetzungen für eine stimmige Im-

plementierung jener Makro-Risk-Governance-Elemente zu schaffen, die unmittelbar an 

diese Bereiche adressiert sind. Explizit sei an dieser Stelle darauf verwiesen, dass die 

Mikro-Risk-Governance ihre Wirkung nicht ausschließlich indirekt über das Risikoma-

nagement und das Risikocontrolling entfaltet, sondern ebenfalls durch ihren unmittelba-

ren Einfluss auf die Akteure und Interaktionen. 

2.6 Analyse von Risk Governance 
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Abb. 4: Analyserahmen für Risk-Governance-Elemente 

Die Analyse von Risk-Governance-Elementen kann grundsätzlich aus drei originären 

Perspektiven erfolgen.53 Zunächst widmet sich der institutionelle Blickwinkel der Ein-

ordnung in die oben vorgestellte Risk-Governance-Hierarchie, wobei im Folgenden, wie 

oben dargelegt, lediglich die Ebenen der institutionellen Rahmenbedingungen sowie 

der Mikro-Risk-Governance in Betracht kommen. Im Weiteren erfolgt eine Darstellung 

der institutionellen Ausgestaltung der Risk-Governance-Elemente sowie jener Instan-

zen, welche sie verantwortlich und verbindlich definieren. Die funktionale Perspektive 

gibt Auskunft über ihre intendierten Wirkungen auf die jeweils tangierten Aspekte der 

                                                  
53

  Vgl. ZIEGER (2007), S. 65. 
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Risikohandhabung. Einzubeziehen ist dabei die Analyse der vorliegenden Sachverhal-

te, die über die Schaffung von Institutionen in einer bestimmten Weise auszugestalten 

sind.54 Ihre Implementierung in den betreffenden Organisationen wird schließlich von 

der prozessualen Perspektive erfasst. Dabei werden insbesondere die inhärenten An-

reize der Risk-Governance-Elemente thematisiert, die Erwartungen, Entscheidungen 

und damit Ergebnisse prägen.55 

3 Risk Governance für Genossenschaftsbanken 

"Almost all economic transactions need governance." 56 

Zu den Kernkompetenzen von Banken gehört traditionell die Übernahme von Risiken.57 

Ökonomische Transaktionen im Bankgeschäft sind ohne verbundenes Risiko nahezu 

unmöglich. Als Grundlage der unternehmerischen Tätigkeit ist es vielmehr inhärenter 

und elementarer Bestandteil jeglicher bankbetrieblicher Interaktion.58 Das Risikohand-

ling ist folglich auch für Genossenschaftsbanken als eine wesentliche Determinante für 

nachhaltigen Erfolg und Stabilität aufzufassen. 

Unternehmenszweck von Genossenschaften und damit auch von Genossenschafts-

banken ist es, die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu unterstützen und zu er-

möglichen. Sie haben für ihre Mitglieder, denen in ihrer Gesamtheit zugleich die Eigen-

tümerfunktion zukommt, nachhaltig Werte zu schaffen, d. h. einen MemberValue zu 

generieren.59 Der Anspruch der Mitglieder auf eine nachhaltige Erfüllung dieses Auf-

trags ergibt sich aus ihrer Eigentümerstellung und ist in § 1 des Genossenschaftsge-

setzes fixiert. Zudem stellt das Alleinstellungsmerkmal der Mitgliedschaft für die Ge-

nossenschaftsbanken die Grundlage ihres Geschäftsmodels dar. Die Mitgliederorien-

tierung ist folglich von oberster strategischer Bedeutung und liegt im betriebswirtschaft-

lichen Eigeninteresse der Genossenschaftsbank bzw. ihres leitenden Managements.60 

Um dem Anspruch auf einen maximalen MemberValue gerecht zu werden, bedarf es 

einer Strategie der Orientierung unternehmerischer Entscheidungen am Unterneh-

menswert. Es gilt sicherzustellen, dass alle Entscheidungen, die im Rahmen des Ge-

schäftsbetriebes der Genossenschaftsbank getroffen werden, den MemberValue der 

Genossenschaftsmitglieder nachhaltig steigern.61 Impliziter Bestandteil dieses Auftrags 

ist es folglich, das Risikohandling im Rahmen der strategischen und operativen Unter-

nehmensführung bestmöglich mit dem MemberValue zu harmonisieren. Die Omniprä-

s nz und Komplexit t von Risiken im Bankgeschäft sowie ihre Handhabung innerhalb 

einer Genossenschaftsbank sorgen dabei für eine hohe Erfolgsabhängigkeit des Unter-

fangens von einer Vielzahl von Akteuren und den daraus resultierenden spezifischen 

                                                  
54

  Vgl. THEURL / KRING (2002), S. 6. 
55

  Vgl. THEURL / KRING (2002), S. 6. 
56

  Vgl. DIXIT (2003), S. 449. 
57

  Vgl. MAUCH (2001), S. 331. 
58

  Vgl. ROMEIKE (2003), S. 149. 
59

  Zum MemberValue vgl. THEURL (2002), S. 83-86. 
60

  Vgl. EIM (2007), S. 198, 207-208. 
61

  Vgl. THEURL / SCHWEINSBERG (2004), S. 38-40. 
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Abhängigkeitsbeziehungen, die es zu koordinieren gilt. Im Rahmen der Neuen Instituti-

onenökonomik werden solche Abhängigkeitsbeziehungen als Beziehungen zwischen 

einem Prinzipal und einem Agenten dargestellt. Dabei ist das wesentliche Merkmal ei-

ner solchen Beziehung, dass der Nutzen des Prinzipals vom Anstrengungsniveau des 

Agenten abhängt.62 Vor dem Hintergrund der MemberValue-Orientierung kommt in den 

Genossenschaftsbanken folglich den Mitgliedern die Rolle als Prinzipale zu, die an ihre 

direkten und indirekten Agenten Entscheidungen über die Aufnahme und das Handling 

von Risiken delegieren und sie dabei beauftragen, im Rahmen ihrer Tätigkeiten den 

MemberValue zu maximieren. Die nachstehende Abbildung zeigt die risikorelevanten 

Prinzipal-Agenten-Beziehungen in der Organisationsstruktur einer Genossenschafts-

bank, die sich potenziell auf den MemberValue auswirken.63 Ergänzend zu den darge-

stellten Prinzipal-Agenten-Beziehungen ergeben sich auf der Ebene der Mitarbeiter 

vielfältige weitere Abhängigkeitsbeziehungen, die sich aus der hierarchischen Organi-

sation im operativen Bereich einer individuellen Genossenschaftsbank ergeben und die 

Risikohandhabung tangieren. 
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Abb. 5: Risikorelevante Prinzipal-Agenten-Beziehungen in Genossenschaftsbanken 

Von besonderer Bedeutung ist die Beziehung zwischen den Mitgliedern (Prinzipale) 

und dem geschäftsführenden Vorstand einer Genossenschaftsbank (Agent). Diese 

Sonderstellung begründet sich darin, dass der Vorstand im Rahmen seiner Tätigkeiten 

als erste Schnittstelle zu sämtlichen indirekten Agenten fungiert, d. h. er bekommt von 

den eigentlichen Prinzipalen (Mitglieder) wiederum die Rolle des Prinzipals delegiert. 

Zum anderen leitet er die Genossenschaftsbank als Ganzes in eigener Verantwortung 

und vertritt sie gerichtlich sowie außergerichtlich, wobei sich vielfältige und weitrei-

                                                  
62

  Vgl. PRATT / ZECKHAUSER (1991), S. 2. 
63

  Zu den Beziehungsebenen in Genossenschaftsbanken vgl. EIM (2007). 
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chende risikorelevante Interaktionsspielräume ergeben.64 So ist es neben risikostrate-

gischen und -politischen Entscheidungen für die Bank und der direkten Mitwirkung im 

risikorelevanten Kundengeschäft Aufgabe des Vorstands, für eine angemessene sowie 

risikogerechte sachliche, organisatorische und personelle Ausstattung zu sorgen.65 Zu-

dem nimmt der geschäftsführende Vorstand grundsätzlich66 direkten oder indirekten 

Einfluss im Rahmen von Beteiligungsverhältnissen der Genossenschaftsbank und wirkt 

bei Kontroll- und Willensbildungsaktivitäten mit, die das Risikoprofil der Bank tangie-

ren.67 Im Weiteren sind alle deutschen Genossenschaftsbanken Mitglied im Bundes-

verband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. (BVR)68 sowie einem 

regionalen Prüfungsverband der Gruppe.69 Im Rahmen dieser Mitgliedschaften beste-

hen umfangreiche Mitwirkungsmöglichkeiten für die Vorstände von Genossenschafts-

banken in den Gremien und Einrichtungen der Verbände. Dabei werden wiederum 

auch Entscheidungen mit potenzieller Risikorelevanz für einzelne Genossenschafts-

banken beeinflusst und fixiert. So wirken z. B. Vorstände von Genossenschaftsbanken 

in den regionalen Sanierungsausschüssen und dem zentralen Sanierungsausschuss 

der Sicherungseinrichtung beim BVR mit und sind daran beteiligt, Vorschläge für Sa-

nierungskonzepte auszuarbeiten, die ggf. auch die eigene Genossenschaftsbank in 

Form von direkten oder indirekten Risikoübernahmen tangieren.70 

Die Grundproblematik, die sich aus den dargestellten Prinzipal-Agenten-Beziehungen 

im Rahmen der Risikohandhabung ergibt sowie der sich daraus ergebende Bedarf ei-

ner effektiven Risk Governance für Genossenschaftsbanken, lassen sich mit Hilfe der 

Prinzipal-Agenten-Theorie erläutern. Unter der Prämisse unvollständiger und zumeist 

ungleich verteilter Informationen wird dabei davon ausgegangen, dass ein Prinzipal, 

welcher einen Agenten beauftragt, in seinem Interesse bestimmte Dienste zu leisten, 

nach der nutzenmaximalen Erfüllung seines Auftrags strebt. Gleichermaßen verfolgt 

der Agent primär die Maximierung seines individuellen Nutzens. Dafür nutzt er seine 

diskretionären Verhaltensspielräume potenziell auch dann zu seinen eigenen Gunsten 

aus, wenn er seinen Prinzipal damit bewusst schädigt. Solche Verhaltensspielräume 

eröffnen sich zu Gunsten eines nicht vollständig kontrollierten Agenten aus bestehen-

den Informationsvorsprüngen gegenüber seinem Prinzipal.71 

                                                  
64

  Vgl. Mustersatzung für Volksbanken und Raiffeisenbanken mit Vertreterversammlung, KOR-

TE / SCHAFFLAND (2009), S. 99-100. 
65

  Vgl. Mustergeschäftsordnung für den Vorstand von Kreditgenossenschaften, KORTE / 

SCHAFFLAND (2009), S. 182-184. 
66

  Teilweise beauftragen die Genossenschaftsbanken Beteiligungsgesellschaften zur Verwal-

tung ihrer Anteile. 
67

  Die Genossenschaftsbanken sind direkte Eigentümer der Zentralbanken in der genossen-

schaftlichen FinanzGruppe, der DZ BANK AG und der WGZ BANK AG und teilweise direkt 

an anderen Unternehmen der Gruppe beteiligt. Daneben sind die wesentlichen Unterneh-

men in der FinanzGruppe im mehrheitlichen Besitz der Zentralbanken und damit indirekt der 

Genossenschaftsbanken. Vgl. EIM (2007), S. 216-229. 
68

  Vgl. EIM (2007), S. 135. 
69

  Vgl. § 54 GenG. 
70

  Vgl. § 17 und § 18 Statut der Sicherungseinrichtung des BVR, BVR (2004), S. 16-19. 
71

  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (2005), S. 72-74. 
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Konkret lassen sich drei Formen asymmetrischer Informationsverteilung zu Lasten des 

Prinzipals unterscheiden, die im Rahmen der Prinzipal-Agenten-Beziehungen innerhalb 

von Genossenschaftsbanken von potenzieller Relevanz sind. Wird im Rahmen einer 

solchen Beziehung chronologisch vorgegangen, so besteht für den Prinzipal bereits ex 

ante, d. h. vor dem eigentlichen Vertragsschluss, ein Informationsdefizit bezüglich der 

unveränderlichen bzw. nicht kostenlos veränderbaren Eigenschaften, die sich auf den 

Agenten selbst oder seine offerierten Leistungen beziehen (Hidden Characteristics). 

Erst nach Vertragsschluss und Leistungserbringung durch den Agenten ist es dem 

Prinzipal abschließend möglich, dessen Eigenschaften im Kontext des Auftrags qualita-

tiv zu beurteilen. Aus der Perspektive der Mitglieder einer Genossenschaftsbank und 

im Kontext der Risikohandhabung bestehen etwa bei der Berufung von Organmitglie-

dern bzw. bei der Einstellung von Mitarbeitern Informationsdefizite über deren tatsäch-

liche Kompetenzen im Umgang mit Risiken. Diese Konstellation birgt die Gefahr, dass 

Agenten mit schlechten bzw. unterdurchschnittlichen Eigenschaften diese gezielt ver-

heimlichen, und dass qualifizierte Agenten ihre Eignung nicht kommunizieren können 

und sich daher vom Markt zurückziehen. Letztlich kommt es für die Prinzipale zum 

Problem der Auswahl unerwünschter Vertragspartner (Adverse Selection).72 

Während sich die dargestellten Informationsdefizite hinsichtlich der Agenteneigen-

schaften ex post, d. h. nach erfolgter Delegation von Aufgaben und Entscheidungsbe-

fugnissen, verringern, bestehen anderweitig wiederrum weitere potenziell nachteilige 

Informationsasymmetrien. So kann der Prinzipal die Handlungen und insbesondere 

diesbezügliche Ziele seines Agenten ex post nicht vollständig beobachten oder beurtei-

len. Ein Beobachtungsproblem tritt etwa auf, wenn dem Prinzipal aufgrund von räumli-

chen oder zeitlichen Restriktionen eine lückenlose Überwachung des Agenten nicht 

möglich ist. Beurteilungsprobleme bestehen hingegen, wenn es dem Prinzipal mangels 

fachlicher Qualifikation oder Erfahrung nicht möglich ist, die Leistung des Agenten zu 

bewerten. Im Kontext der Risikohandhabung von Genossenschaftsbanken können die 

Prinzipale beispielsweise nicht abschließend beobachten oder beurteilen, ob Risiko-

übernahmen in ihrem nachhaltigem Interesse erfolgen oder etwaige andere Motive bei 

der Entscheidung überwiegen, wie z. B. Gefälligkeiten oder monetäre Anreize. Durch 

den Agenten lassen sich diese Informationsnachteile des Prinzipals opportunistisch 

ausnutzen (Moral Hazard), indem gezielt relevante Informationen zurückgehalten wer-

den (Hidden Information) sowie versteckt nachteilige Handlungen vollzogen werden 

(Hidden Action).73 

Ein weiteres Informationsproblem ergibt sich für den Prinzipal nach dem Vertrags-

schluss im Zusammenhang mit spezifischen Investitionen. Diese sind dadurch charak-

terisiert, dass es sich um die Bindung von Ressourcen mit spezifischer Verwendungs-

möglichkeit handelt und eine alternative Verwendung nicht oder nur unter Wertverlust 

möglich ist. Folglich ergibt sich für den investierenden Prinzipal mit zunehmender Spe-

                                                  
72

  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (2005), S. 74-75 sowie EIM (2007), S. 193. 
73

  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (2005), S. 75 sowie EIM (2007), S. 193. 
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zifität eine erhöhte Abhängigkeit gegenüber dem Agenten als Investitionssubjekt bzw. 

als erfolgsverantwortlichen und fachlich kompetenten Investitionsinitiator. Im Verborge-

nen bleiben dem Prinzipal dabei die tatsächlichen Absichten des Agenten hinter der 

spezifischen Investition (Hidden Intention). So kann dieser die Abhängigkeitssituation 

gezielt herbeigeführt bzw. gestärkt haben, um diese anschließend opportunistisch aus-

zunutzen (Hold-up).74 Im Wesentlichen können dabei die Sachkapitalspezifität und die 

Humankapitalspezifität unterschieden werden. Sachkapitalspezifität bezeichnet Güter 

und Leistungen, die so aufeinander abgestimmt sind, dass sie für andere Zwecke nicht 

oder nur bedingt verwertbar sind. In Genossenschaftsbanken ist beispielsweise die In-

vestition in ein individuelles und bedienungskomplexes Ratingsystem zur Risikobeurtei-

lung zu nennen. Von besonderer Relevanz für Genossenschaftsbanken dürfte jedoch 

der Aspekt der Humankapitalspezifität sein, welche durch die Investition in das Know-

how und in spezifische Fähigkeiten von Akteuren entsteht.75 So ist von erheblichen 

Aus- und Fortbildungsinvestitionen für die mit der Risikohandhabung maßgeblich be-

trauten Agenten auszugehen, um die entsprechenden fachlichen Kompetenzen zu be-

gründen und zu erhalten. Damit verbunden ist etwa die Gefahr, dass nach erfolgter 

Qualifizierung Forderungen gegenüber der Bank geltend gemacht werden, die sich in 

erster Linie auf die Androhung z. B. einer Abwanderung zur Konkurrenz oder den po-

tenziellen Missbrauch der erlangten Fähigkeiten stützen. 

Zusammenfassend bedeutet die direkte und indirekte Delegation von Aufgaben und 

der damit verbundenen Entscheidungshoheit für einen Prinzipal folglich ein schwer kal-

kulierbares Risiko aufgrund von Informationsasymmetrien, die sich potenziell zu Lasten 

des Prinzipals, d. h. im betrachteten Fall einer Genossenschaftsbank zu Lasten der 

Mitglieder bzw. des MemberValue, ausnutzen lassen. Diese Schlussfolgerung legt es 

den Prinzipalen grundsätzlich nahe, auf die Delegation von Aufgaben zu verzichten 

und sämtliche Leistungen vollständig in kollektiver Eigenregie zu erbringen.76 Entgegen 

steht diesem pragmatischen Lösungsansatz jedoch, dass praktisch allen wirtschaftli-

chen Akteuren Restriktionen hinsichtlich der eigenen Handlungsmöglichkeiten vorge-

geben sind. Unter Berücksichtigung zeitlicher und räumlicher Restriktionen sowie je-

nen, die die Verfügbarkeiten von finanziellen, organisatorischen, technischen und fach-

lichen Ressourcen betreffen, verbleibt den Prinzipalen in der Regel keine Alternative 

zur Delegation bestimmter Aufgaben und Entscheidungen an Agenten.77 Mit anderen 

Worten befinden sich die Prinzipale in einer Dilemmasituation, in der einerseits ein 

Verzicht auf die Delegation von Aufgaben – und damit folglich ein Verzicht auf potenziell 

nutzenstiftender Transaktionen – unmittelbar mit Nutzeneinbußen verbunden ist. Ande-

rerseits führt die Beauftragung von Agenten ebenfalls zu potenziellen Nutzeneinbußen 

durch die opportunistische Ausnutzung von Informationsasymmetrien durch den Agen-

ten. 

                                                  
74

  Vgl. KLEIN / CRAWFORD / ALCHIAN (1978), S. 298-300. 
75

  Vgl. EIM (2007), S. 195. 
76

  Die kollektive Ausübung der Aufgaben vermeidet in diesem Zusammenhang die Entstehung 

von Prinzipal-Agenten-Beziehungen innerhalb der Prinzipale. 
77

  Vgl. ERLEI / LESCHKE / SAUERLAND (2007), S. 74. 
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Um diesem Dilemma im Interesse der Agenten und der Prinzipale zu entkommen, be-

darf es folglich Anstrengungen, die einen Zusammenbruch des Marktes für die ent-

sprechenden Leistungen der Agenten vermeiden bzw. eine Marktlösung realisieren, 

wobei den berechtigten Präferenzen der Akteure möglichst optimal entsprochen wird. 

Im Kontext der Risikohandhabung von Genossenschaftsbanken empfiehlt es sich da-

her geeignete und effiziente institutionelle Arrangements für die Risikohandhabung zu 

treffen, um den zu befürchtenden Verhaltensproblemen (Adverse Selection, Moral Ha-

zard, Hold-up) entgegenzuwirken und um folglich negative Auswirkungen aus den de-

legierten risikorelevanten Tätigkeiten auf den MemberValue effektiv zu verringern. 

In der Prinzipal-Agenten-Theorie lassen sich das Signalling, das Screening, die Self 

Selection sowie die Interessenangleichung und das Monitoring als geeignete Mecha-

nismen bzw. Gestaltungsoptionen für die zugrundeliegenden Informationsproblemati-

ken unterscheiden.78 Signalling bezeichnet Aktivitäten des Agenten, einen Prinzipal da-

von zu überzeugen, dass er die gewünschten Leistungsmerkmale besitzt, im betrachte-

ten Fall etwa durch die Vorlage von Zeugnissen oder sonstigen Qualifikationsnachwei-

sen, die seine Risikokompetenz belegen. Im Gegensatz dazu umfasst das Screening 

alle Aktivitäten, mit denen der Prinzipal versucht, Informationen über die Qualität des 

Agenten zu erhalten, z. B. durch gezielte Eignungstests. Intention von Self-Selection-

Mechanismen ist es, durch eine implizite Selbsteinschätzung der Agenten bezüglich ih-

rer Qualifikation, jene Agenten mit der gewünschten Eignung zu identifizieren. So lässt 

sich eine glaubwürdige Selbsteinschätzung durch differenzierte Vertragsangebote, et-

wa hinsichtlich der erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile, ermitteln. Institutionen 

der Interessenangleichung zielen insbesondere auf die Handlungen der Agenten nach 

Vertragsschluss ab und sollen gewährleisten, dass der Agent aus Eigennutz im Inte-

resse des Prinzipals handelt. Eine solche Interessenharmonisierung kann durch geeig-

nete Anreiz- und Sanktionssysteme, wie z. B. risikoadjustierte Entlohnungssysteme, 

geschaffen werden. Ebenso lässt sich über die Schaffung von wechselseitigen Abhän-

gigkeitsverhältnissen oder die Integration eines Agenten eine Interessenangleichung 

erreichen, im Falle von Genossenschaftsbanken beispielsweise durch die Andienung 

einer Mitgliedschaft. Schließlich bleibt dem Prinzipal die Möglichkeit des Monitoring, 

um Informationsasymmetrien und folglich diskretionäre Handlungsspielräume zu ver-

ringern. Das Monitoring bezeichnet laufende Kontrollaktivitäten des Prinzipals hinsicht-

lich der Agentenhandlungen, wie z. B. durch die automatisierte Aufzeichnung und 

Auswertung risikorelevanter Transaktionen. 

Neben der erwünschten Verringerung von Informationsasymmetrien im Verhältnis zwi-

schen Prinzipalen und Agenten entstehen durch die Umsetzung der vorgestellten 

Maßnahmen die sogenannten Agency-Kosten, welche es im Sinne aller Beteiligten zu 

minimieren gilt.79 Es gilt folglich, Institutionen zu gestalten, wodurch ein nutzenmaxima-

ler Kompromiss zwischen einer möglichst produktiven Arbeitsteilung durch die Einbin-

                                                  
78

  Vgl. ausführlich DIETL (1993), S. 145-152 sowie PICOT / DIETL / FRANCK (2005), S. 76-80. 
79

  Zu den Agency-Kosten vgl. JENSEN / MECKLING (1976), S. 308. 



 

 18 

dung von Agentenleistungen und möglichst reibungslosen und kostengünstigen 

Tausch- und Abstimmungsvorgängen im Rahmen der entstehenden Beziehungen er-

reicht wird.80 

Das Konzept der Risk Governance bietet eine solche institutionelle Lösung, um den fa-

cettenreichen risikorelevanten Agency-Problemen im Beziehungsgefüge einer Genos-

senschaftsbank effektiv und effizient zu begegnen. Die Risk Governance beschreibt ein 

System von Risk-Governance-Elementen, die einerseits unmittelbare Mechanismen 

zur Vermeidung von risikorelevanten Informationsasymmetrien darstellen und anderer-

seits Rahmenvorgaben für die Definition und Etablierung solcher Mechanismen bein-

halten. Intention des Risk-Governance-Konzepts ist es dabei, eine höchstmögliche 

Agency-Kosten-Effizienz zu erreichen, indem durch die übergeordnete bzw. zusam-

menfassende Perspektive der Risk Governance eine ganzheitliche Organisation und 

Koordination sämtlicher Risk-Governance-Elemente gewährleistet wird, d. h. insbeson-

dere Parallel- und Wechselwirkungen der Mechanismen berücksichtigt werden. Konk-

ret ergibt sich der Mehrwert aus der Implementierung einer geeigneten Risk Gover-

nance aus der effizienten Verringerung von Informationsasymmetrien und damit implizit 

aus der Möglichkeit zur nutzenstiftenden Delegation von Aufgaben an Agenten. Dane-

ben bieten die Rahmenregeln zur Risikohandhabung innerhalb der Genossenschafts-

bankorganisation die Möglichkeit, potenziell divergierende Interessen und Erwartungen 

innerhalb der Prinzipalgemeinschaft zu kanalisieren und zu harmonisieren. Die Vorteil-

haftigkeit dieses Aspekts ergibt sich für Genossenschaftsbanken insbesondere vor 

dem Hintergrund der in der Regel hohen Anzahl von Mitgliedern (Prinzipale), verbun-

den mit dem Prinzip, dass in der Generalversammlung bzw. in der Vertreterversamm-

lung grundsätzlich jedem Mitglied der gleiche Entscheidungseinfluss zukommt und folg-

lich keine hierarchischen Strukturen existieren.81 Aus der Perspektive der übergeordne-

ten Prinzipale einer Genossenschaftsbank – der Mitgliederperspektive – bedeutet eine 

geeignete Risk Governance folglich eine nachhaltige Erhöhung des MemberValue und 

sollte daher insbesondere im Sinne der Mitglieder bzw. von den Mitgliedern angestrebt 

und umgesetzt werden. 

Neben den Mitgliedern liegt eine effiziente Risk Governance grundsätzlich auch im In-

teresse der Risikoagenten sowie Kunden und Geschäftspartner im Beziehungsgeflecht 

einer Genossenschaftsbank. Zum einen verstetigt und erleichtert sie die Interaktion in-

nerhalb von Prinzipal-Agenten-Beziehungen unterhalb der Mitgliederebene für die be-

teiligten Akteure. Zum anderen kann davon ausgegangen werden, dass grundsätzlich 

alle Stakeholder einer Genossenschaftsbank an einem stabilen und nachhaltigen Un-

ternehmen interessiert sind, wodurch beständige und vertrauensvolle Geschäftsbezie-

hungen gefördert werden. Welche unerlässliche Komponente Vertrauen für eine funkti-

onierende und stabile Geschäftstätigkeit im Bank- und Finanzdienstleistungssektor 

darstellt, hat dabei gerade die Finanzkrise seit 2007 eindrucksvoll unter Beweis ge-

                                                  
80

  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (2005), S. 76. 
81

  Vgl. §§ 43 – 43a GenG. 
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stellt.82 Zudem haben empirische Daten gezeigt, dass insbesondere solche Finanzun-

ternehmen, die eine starke und effiziente Risk Governance implementiert hatten, sich 

wirtschaftlich grundsätzlich besser in der Finanzkrise behaupten konnten.83 Wenngleich 

die Genossenschaftsbanken als Gewinner der Finanzkrise gelten und ihnen als offen-

sichtlich sicherer Hafen in Krisenzeiten allgemein großes Vertrauen entgegengebracht 

wurde, sollte dies nicht als ein Zeichen zum Ausruhen und als ein pauschales Gütesie-

gel in Sachen Risiko verstanden werden. Vielmehr gilt es, dies als Aufforderung zu ver-

stehen, den bestehenden Vertrauensstatus durch eine gezielte Mikro-Risk-Governance 

zu erhalten und auszubauen. 

4 Status quo der Makro-Risk-Governance für Genossenschaftsbanken 

Während die Makro-Risk-Governance grundsätzlich nicht durch die einzelnen Institute 

beeinflussbar ist, lässt sich im Rahmen der Definition von Mikro-Risk-Governance-

Elementen explizit auf deren spezifische Gegebenheiten eingehen und so höchstmög-

liche Effizienz bei der Implementierung und Anwendung im Sinne des MemberValue 

sicherstellen. Aus diesem Grund sollte aus der Sicht einer Genossenschaftsbank 

grundsätzlich eine Fokussierung auf die Mikro-Risk-Governance erfolgen. 

Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Mikro-Risk-Governance zum einen die konkrete 

und möglichst optimale Umsetzung von Vorgaben der Makroebene gewährleisten 

muss bzw. diese als hierarchisch übergeordnet zu beachten sind. Zum anderen gilt es 

im Rahmen der Mikro-Risk-Governance, jenem Bedarf an Risikorahmenregeln, der 

über die Umsetzung der Makro-Risk-Governance hinausgeht, über individuelle Struktu-

ren zu begegnen. Im Sinne einer vollständigen, effizienten und hierarchiekonformen 

Mikro-Risk-Governance, die Parallel- und Wechselwirkungen berücksichtigt, ist daher 

zunächst die für das Risikohandling in Genossenschaftsbanken relevante Makro-Risk-

Governance zu erheben. An dieser Stelle wird daher ein Überblick über die wesentliche 

Makro-Risk-Governance gegeben, die für Genossenschaftsbanken Anwendung findet. 

Wie bereits dargelegt, erfolgt eine Fokussierung auf die Hierarchieebene der institutio-

nellen Rahmenbedingungen mit Risikobezug, d. h. auf die verbindlichen Vorgaben der 

legislativen und exekutiven Instanzen. Konkret werden diesbezüglich das Genossen-

schaftsgesetz, das Handelsgesetzbuch, das Kreditwesengesetz, die Mindestanforde-

rungen an das Risikomanagement, das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi-

gungsgesetz sowie das Wertpapierhandelsgesetz betrachtet.84 

Im Folgenden werden wesentliche Vorgaben der genannten Rechtsquellen mit allge-

meiner und permanenter Gültigkeit vorgestellt, die sich unmittelbar auf die Risikohand-

habung der Genossenschaftsbanken beziehen, d. h. risikorelevante Informations-

asymmetrien im Geflecht der Bankorganisation tangieren und damit die Bank bzw. ihre 

                                                  
82

  Vgl. THEURL (2008a), S. 5 sowie DONGES ET AL. (2009), S. 3. 
83

  Vgl. OPPLIGER / VAN RHIENEN (2010), S. 26. 
84

  Zudem wird im Rahmen der Betrachtung auf folgende Rechtsverordnungen Bezug genom-

men: Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung, Großkredit- und Millionenkreditverord-

nung, Liquiditätsverordnung, Solvabilitätsverordnung. 
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Mitglieder als Risikoträger betreffen. Dabei erfolgt grundsätzlich eine Fokussierung auf 

solche Aspekte mit allgemeingültigem Charakter für das Gesamtunternehmen bzw. 

wesentliche Unternehmensbereiche oder Sachverhaltskategorien. Redundanzen, die 

sich bezüglich bestimmter Risk-Governance-Elemente im Rahmen der verschiedenen 

Rechtsnormen ergeben, werden der Vollständigkeit halber und zur Verdeutlichung et-

waiger Vorgaben, die von der jeweiligen Normenschnittmenge abweichen, grundsätz-

lich nicht aggregiert, sondern rechtsnormspezifisch dargestellt.85 Ausgenommen von 

der Betrachtung sind Vorschriften, wodurch lediglich Dritte eine Veränderung ihrer Risi-

kosituation erfahren, solche, die nur im weiteren Sinne86 das Risikoprofil der Institute 

determinieren sowie Vorgaben, die sich auf Einzelfälle bzw. spezifische Tätigkeiten be-

ziehen. Die Vorstellung jener, als wesentlich und relevant identifizierten, Risk-Gover-

nance-Elemente erfolgt in der Regel zusammenfassend und widmet sich ihrer grund-

sätzlichen Geltung. Spezielle Erweiterungen, Ausnahmen, umfangreiche Explikationen 

und detaillierte Formulierungen zur Implementierung in den betroffenen Instituten, die 

der intendierten operativen Wirkung der Makro-Risk-Governance dienlich sind, werden 

grundsätzlich nicht erörtert.87 Gegenstand der Erhebung sind zudem nur solche Vor-

schriften, die unmittelbar für Genossenschaftsbanken Geltung haben, nicht jedoch 

Vorgaben für Gruppen, Holdings und Konglomerate oder solche, die sich ausschließ-

lich auf verbundene Unternehmen, z. B. auf Kapitalanlagegesellschaften, Sonderver-

mögen etc., beziehen. Im Weiteren werden steuerrechtliche Aspekte von der Betrach-

tung ausgenommen. 

Aus der institutionellen Perspektive ist es den vorgestellten Makro-Risk-Governance-

Elementen gemein, dass es sich durchgängig um formelle Elemente handelt. Jene, die 

sich aus Gesetzen ergeben, werden von den gesetzgebenden Verfassungsorganen auf 

Bundesebene, d. h. dem Bundestag und dem Bundesrat, verantwortlich definiert. Die 

genannten Verordnungen und Anforderungen werden sämtlich, per Ermächtigung im 

Gesetz, von den exekutiven Instanzen, konkret dem Bundesministerium der Finanzen, 

dem Bundesministerium der Justiz und der deutschen Bankenaufsicht, erlassen.88 

Aufgrund ihres hierarchisch übergeordneten Charakters haben die vorgestellten Ele-

mente zudem aus der prozessualen Perspektive gemeinsam, dass ihre Beachtung in 

den Genossenschaftsbanken zwingend, d. h. grundsätzlich nicht auf Basis eines indivi-

duellen Kalküls, erfolgt. Anreize zur Umsetzung für die betreffenden Institute ergeben 

sich aus den drohenden Strafmaßnahmen bei Nichtbeachtung, die teilweise explizit in 

                                                  
85

  Teilweise werden bestimmte Anforderungen, die als Risk Governance einzuordnen sind, in 

den verschiedenen Rechtsnormen mehrfach gestellt bzw. konkretisiert oder modifiziert. In 

der Anwendung der Rechtsnormen auf die Genossenschaftsbanken gelten der allgemeine 

Grundsatz, dass die speziellere Vorschrift Vorrang vor der generellen Vorschrift hat („lex 

specialis derogat legi generali“) sowie entsprechende weitere juristische Verfahren für Nor-

menkollisionen. Vgl. dazu LARENZ (1991), S. 266 -270. 
86

  Zum Beispiel Vorgaben, die indirekt potenziellen Risiken aus Interessenskonflikten mit Drit-

ten vorbeugen (etwa bestimmte Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden), spezielle Haftungs-

regeln, die nur das Risiko der Nichtkonformität mit konkreten Vorschriften tangieren etc. 
87

  An dieser Stelle sei bereits auf die entsprechenden Quellen oder Verweise verwiesen. 
88

  Siehe Rechtsquellenverzeichnis. 
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den jeweiligen Normen geregelt sind. Zum anderen gilt für sämtliche Elemente, dass es 

Bestandteil der Mikro-Risk-Governance ist, ihre konkrete und normenkonforme Imple-

mentierung zu gewährleisten. Auf jener Ebene der Mikro-Risk-Governance sind ent-

sprechende organisationsindividuelle Rahmenstrukturen zur Umsetzung der Makro-

Risk-Governance-Elemente zu etablieren. 

Eine Verminderung von risikorelevanten Informationsasymmetrien zu Lasten der Prin-

zipale der Institute, d. h. insbesondere der Mitglieder, bezüglich der Qualität und des 

Wirkens ihrer direkten und indirekten Agenten, wird durch die vorgestellten Risk-Gover-

nance-Elemente vor allem auf zweierlei Weise erreicht. Einerseits gewährleisten um-

fassende Informations- und Berichtspflichten eine adäquate Darstellung der Risikositu-

ation der Bank gegenüber ihren Prinzipalen. Andererseits bewirken die Anforderungen 

der Makro-Risk-Governance sowie ihre effektive Durchsetzung die Gewissheit der Prin-

zipale, dass gewisse Mindeststandards im Risikohandling anreizkompatibel gesetzt 

sind, denen ihre Agenten entsprechen müssen. Mit anderen Worten stellen die wirksa-

men Kontrollen der Entsprechung mit den Anforderungen der Makro-Risk-Governance 

durch die zuständigen Stellen eine Form des Screening im Sinne der Prinzipale der In-

stitute dar. Sofern keine Beanstandungen bestehen, wird damit diesbezüglich folglich 

ein indirektes Gütesiegel (Signaling) erteilt. Daneben werden im Rahmen der Vorgaben 

explizite Mechanismen zur Verringerung von Informationsasymmetrien geschaffen, wie 

z. B. durch die verpflichtende Tätigkeit des Aufsichtsorgans. 

4.1 Risk Governance im Genossenschaftsgesetz - GenG 
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Abb. 6: Wirkungsaspekte der Risk Governance im GenG 

Eine rechtsformspezifische rechtliche Grundlage für das deutsche Genossenschafts-

wesen bildet das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

(Genossenschaftsgesetz – GenG). Der Geltungsbereich des Genossenschaftsgesetzes 

wird durch § 1 GenG definiert, der das Wesen einer Genossenschaft im Verständnis 

dieses Gesetzes formuliert. Im Rahmen des Genossenschaftsgesetzes finden sich 

Risk-Governance-Elemente zum Abbau von Informationsasymmetrien sowie zur Inte-

ressenharmonisierung zwischen den Genossenschaftsakteuren in den Bereichen der 

Risikosteuerung, der Risikokontrolle, der Risikokommunikation, der Risikovorsorge, der 

Risikohaftung sowie für personelle Aspekte der Risikohandhabung. 
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Eine konkret formulierte Aufgabe, die im Rahmen der Risikosteuerung einzuordnen ist, 

ergibt sich aus § 49 GenG, wonach die Generalversammlung die Beschränkungen 

festzusetzen hat, die bei Kreditgewährung an denselben Schuldner eingehalten werden 

sollen. Eine vergleichbare Regelung mit impliziter Risikosteuerungswirkung stellt die 

erforderliche Aufsichtsratsgenehmigung von Krediten an Vorstandsmitglieder bzw. die 

Annahme von Vorstandsmitgliedern als Kreditbürgen gemäß § 39 Abs. 2 GenG dar. 

Im Rahmen der Risikokontrolle bei Genossenschaften finden sich im Genossen-

schaftsgesetz implizite und explizite Vorgaben. So verpflichtet § 38 GenG den Auf-

sichtsrat der Genossenschaft89, den Vorstand bei dessen Geschäftsführung zu über-

wachen und räumt ihm diesbezüglich weiterreichende Informationsrechte ein. Implizit 

ist damit der Auftrag verbunden, auch Risikoaspekte im Rahmen der Geschäftsführung 

zu beaufsichtigen. Gleiches gilt für die Order gemäß § 38 Abs. 1 GenG, den Jahresab-

schluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des Jahresüber-

schusses oder die Deckung des Jahresfehlbetrags zu prüfen. Explizit erwähnt wird das 

Thema Risiko in § 38 Abs. 1a GenG, wo u. a. die Möglichkeit des Aufsichtsrats formu-

liert wird, einen Prüfungsausschuss zur Überprüfung des Risikomanagementsystems 

zu bestellen. Einen weiteren impliziten Auftrag zur Inspektion der Risikosituation einer 

Genossenschaft formuliert § 53 Abs. 1 GenG, indem Genossenschaften sich regelmä-

ßig einer Prüfung durch den zuständigen Prüfungsverband (§ 55 Abs. 1 Satz 1 GenG) 

unterziehen müssen, die ihre wirtschaftlichen Verhältnisse sowie die Ordnungsmäßig-

keit ihrer Geschäftsführung feststellt.90 An die Prüfungsverbände sowie das Prüfungs-

verfahren formuliert das Genossenschaftsgesetz umfangreiche Anforderungen.91 Ne-

ben dem Aufsichtsrat und dem Prüfungsverband als Instanzen zur Risikokontrolle 

kommt diese Aufgabe auch der Generalversammlung bzw. Vertreterversammlung92 zu. 

Zwar wird dies nicht explizit im Rahmen ihrer Zuständigkeiten in § 48 GenG formuliert, 

dennoch setzt ihre dort definierte Kompetenz zur Entlastung des Vorstands und des 

Aufsichtsrats dies implizit voraus. 

Zugleich wichtige Grundlage und erwarteter nächster Schritt einer effektiven Risikokon-

trolle ist die Risikokommunikation. Im Genossenschaftsgesetz finden sich implizite 

Vorgaben zur Risikokommunikation gegenüber dem Vorstand, dem Aufsichtsrat und 

                                                  
89

  Gemäß § 9 Abs. 1 GenG kann bei Genossenschaften mit nicht mehr als 20 Mitgliedern 

durch Bestimmung in der Satzung auf einen Aufsichtsrat verzichtet werden und die Gene-

ralversammlung die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats wahrnehmen, soweit im Genos-

senschaftsgesetz nichts anderes bestimmt ist. Es ist jedoch davon auszugehen, dass diese 

Regel zu jedem Zeitpunkt und für alle Genossenschaftsbanken keine Anwendung findet und 

folglich alle Genossenschaftsbanken einen Aufsichtsrat besitzen. 
90

  Gemäß § 53 Abs. 1 Satz 2 GenG muss die Prüfung bei Genossenschaften, deren Bilanz-

summe 2 Millionen Euro übersteigt, in jedem Geschäftsjahr stattfinden. Laut Jahresbericht 

2009 des BVR hat die kleinste Genossenschaftsbank in Deutschland eine Bilanzsumme von 

rund 12 Millionen Euro, so dass diese Regel für alle Genossenschaftsbanken in Deutsch-

land Anwendung findet, vgl. BVR (2010a), S. 38. 
91

  Vgl. Abschnitt 4 GenG. 
92

  Gemäß § 43a Abs. 1 GenG kann die Satzung bei Genossenschaften mit mehr als 1.500 

Mitgliedern bestimmen, dass die Generalversammlung aus Vertretern der Mitglieder (Vertre-

terversammlung) besteht. 
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den Mitgliedern in Form der Generalversammlung bzw. Vertreterversammlung. So fin-

det sie Berücksichtigung im § 33 Abs. 1 Satz 2 GenG, der den Vorstand verpflichtet, 

den Jahresabschluss und den Lagebericht unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem 

Aufsichtsrat und mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung vorzulegen. Auf 

diese Weise wird dem Aufsichtsrat und den Mitgliedern frühzeitig die wirtschaftliche 

Gesamtsituation der Genossenschaft und darin inbegriffen die Risikosituation kommu-

niziert. Im Falle eines wesentlichen Verlustes,93 der sich im Rahmen einer Bilanz ergibt 

oder der anderweitig antizipiert wird, besteht zudem gemäß § 33 Abs. 2 GenG eine An-

zeigepflicht gegenüber der Generalversammlung, um diese über das bestehende Risi-

ko zu informieren. Im Weiteren ist nach § 38 Abs. 1 Satz 4 GenG der Aufsichtsrat ver-

pflichtet, der Generalversammlung vor der Feststellung des Jahresabschlusses über 

das Ergebnis seiner Prüfung des Jahresabschlusses, des Lageberichts und des Vor-

schlags für die Verwendung des Jahresüberschusses oder die Deckung des Jahres-

fehlbetrags zu berichten. Konkret wird in § 48 Abs. 3 GenG gefordert, den Jahresab-

schluss und Lagebericht sowie den Aufsichtsratsbericht mindestens eine Woche vor 

der feststellenden Versammlung allen Mitgliedern zur Kenntnis zu bringen. Damit wird 

die Möglichkeit geschaffen, sich ein umfassendes Bild u. a. der Risikosituation zu bil-

den, bevor die Feststellung und Organentlastung erfolgt. Zudem hat der Aufsichtsrat 

gemäß § 38 Abs. 2 GenG eine Generalversammlung einzuberufen, wenn dies im Inte-

resse der Genossenschaft erforderlich ist. § 44 GenG ergänzt diese Anforderung, die 

insbesondere auch für risikorelevante Aspekte Anwendung finden dürfte, indem grund-

sätzlich eine Generalversammlung einzuberufen ist, wenn dies im Interesse der Ge-

nossenschaft erforderlich erscheint. Die grundsätzliche Verantwortung dafür wird, so-

fern nicht anderweitig im Gesetz oder in der Satzung bestimmt, dem Vorstand übertra-

gen. Weitere implizite Vorgaben zur Risikokommunikation betreffen die genossen-

schaftliche Pflichtprüfung. So schreibt § 58 Abs. 1 GenG dem Prüfungsverband vor, ei-

nen schriftlichen Prüfungsbericht94 zu verfassen, welcher nach § 58 Abs. 3 GenG dem 

Vorstand der Genossenschaft sowie dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats vorzulegen 

ist. Die Mitglieder der Genossenschaft haben § 59 Abs. 1 Satz 2 GenG folgend das 

Recht, Einsicht in das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsberichtes zu nehmen; 

damit ergibt sich ihnen wiederum die Möglichkeit, die Risikosituation der Genossen-

schaft einzuschätzen. Ergänzt wird diese Informationsmöglichkeit durch die Pflicht des 

Aufsichtsrates, sich in der Generalversammlung über wesentliche Feststellungen oder 

Beanstandungen der Prüfung zu erklären.95 Zudem kann gemäß § 60 Abs. 1 GenG der 

zuständige Prüfungsverband potenzielle Informationsdefizite der Mitglieder durch die 

Berufung einer außerordentlichen Generalversammlung vermindern, sofern er die 

                                                  
93

  § 33 Abs. 3 spricht von einem Verlust, der durch die Hälfte des Gesamtbetrags der Ge-

schäftsguthaben und die Rücklagen nicht gedeckt ist. 
94

  Auf den Prüfungsbericht, soweit er den Jahresabschluss und den Lagebericht betrifft, sind 

dabei gemäß § 58 Abs. 1 Satz 2 GenG die inhaltlichen Anforderungen aus § 321 Abs. 1 bis 

Abs. 3 sowie Abs. 4a HGB entsprechend anzuwenden. 
95

  Vgl. § 59 Abs. 2 GenG. 
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Überzeugung gewinnt, dass im Rahmen der Beschlussfassung über den Prüfungsbe-

richt Verfahrens- oder Informationsdefizite96 bestehen bzw. bestanden haben. 

Risikovorsorge ergibt sich aus § 7 Nr. 2 GenG, wonach die Satzung einer Genossen-

schaft zwingend die Bildung und die Modalitäten einer gesetzlichen Rücklage zur De-

ckung bilanzieller Verluste zu bestimmen hat. Darüber hinaus gestattet § 20 GenG Sat-

zungsbestimmungen, die vorgeben, dass Gewinne nicht verteilt, sondern in einem be-

stimmten Ausmaß der gesetzlichen Rücklage und anderen Ergebnisrücklagen zuge-

schrieben werden. Zudem kann der Vorstand befugt werden, einen Teil des Jahres-

überschusses, höchstens jedoch die Hälfte, in Ergebnisrücklagen einzustellen. 

Vorgaben zur Risikohaftung finden sich implizit in den allgemeinen Haftungsregeln, die 

über § 23 GenG als verbindlich für alle Genossenschaftsmitglieder erklärt werden. So 

geht einem Haftungsfall i. d. R. stets ein schlagend gewordenes Risiko voraus. Aus § 2 

GenG ergibt sich, dass den Gläubigern nur das Vermögen der Genossenschaft für de-

ren Verbindlichkeiten haftet. Damit wird die grundsätzliche Haftung für Verbindlichkei-

ten, die aus übernommenen Risiken entstehen, d. h. auch die Konsequenzen schla-

gend werdender Risiken, implizit eingeschränkt. Dies dürfte sich grundsätzlich verstär-

kend auf die Risikobereitschaft der Bank auswirken. Daneben bestehen jedoch im Ge-

nossenschaftsgesetz Möglichkeiten, den Haftungsumfang im Zusammenspiel mit der 

Genossenschaftssatzung zu erhöhen und damit implizit Risikoentscheidungen zu tan-

gieren. So sieht § 105 Abs. 1 GenG die Pflicht der Mitglieder vor, Nachschüsse zur In-

solvenzmasse zu leisten, sofern dies nicht durch die Satzung ausgeschlossen ist. § 6 

Abs. 3 GenG fordert diesbezüglich als zwingenden Inhaltspunkt der Satzung Bestim-

mungen darüber, ob und in welchem Umfang eine solche Nachschusspflicht besteht. 

Für den Fall einer beschränkten Nachschusspflicht werden in § 119 und § 121 GenG 

Anforderungen an die Haftsumme formuliert. Eine weitere potenzielle Haftungsauswei-

tung definiert § 87a Abs. 2 GenG, wonach die Generalversammlung den Genossen-

schaftsmitgliedern weitere beschränkte Zahlungspflichten im Falle einer Überschul-

dung auferlegen kann, sofern eine Insolvenznachschusspflicht oder eine entsprechen-

de satzungsmäßige Ermächtigung dazu besteht. Ebenfalls dürfte die Risikobereitschaft 

der Genossenschaftseigentümer gemindert werden durch das Procedere im Rahmen 

der Verlusthaftung mittels ihrer Geschäftsanteile, die sich aus § 19 GenG ergibt. So 

konkretisiert § 19 Abs. 2 Satz 2 GenG, dass keine Gewinnauszahlung erfolgt, bis ein 

durch Verlust vermindertes Guthaben wieder ergänzt wurde. 

Bezüglich personeller Aspekte in punkto Kompetenz, Sorgfalt und Intention bei der Ri-

sikohandhabung finden sich für den Vorstand, den Aufsichtsrat und die Verbandsprüfer 

implizite Anforderungen und Anreize im Genossenschaftsgesetz. So übernehmen so-

wohl der Vorstand als auch der Aufsichtsrat zwingend eine direkte Risikohaftung, in-

dem sie gemäß § 9 Abs. 2 GenG Mitglieder der Genossenschaft sein müssen und sich 

                                                  
96

  § 60 Abs. 1 GenG nennt ungebührliche Verzögerungen bei der Beschlussfassung sowie un-

zulängliche Unterrichtungen über wesentliche Feststellungen oder Beanstandungen des 

Prüfungsberichts als solche Defizite. 
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damit am haftenden Vermögen der Genossenschaft beteiligen. Daneben fordert das 

Genossenschaftsgesetz, dass der Vorstand einer Genossenschaft mindestens aus 

zwei Personen97 und der Aufsichtsrat mindestens aus 3 Personen98 besteht, womit das 

Mehraugenprinzip gewährleistet wird und folglich auch bei Risikoaspekten die Willens-

bildung und Kontrolle nicht von jeweils einer einzelnen Person abhängt. Für den Vor-

stand wird dies dadurch verstärkt, dass § 25 GenG grundsätzlich nur eine gemein-

schaftliche Vertretung der Genossenschaft durch den Vorstand vorsieht, wenngleich 

Möglichkeiten, dies zu umgehen, explizit formuliert sind. Explizite Anforderungen an 

den Aufsichtsrat bestehen zum einen nach § 36 Abs. 2 GenG darin, dass dessen Mit-

glieder keine nach dem Geschäftsergebnis bemessene Vergütung beziehen dürfen, 

womit implizit vergütungsinduzierte Anreize zur Förderung einer riskanten Geschäfts-

politik vermieden werden. Zum anderen stellt § 36 Abs. 4 GenG Kompetenzanforde-

rungen in punkto Rechnungslegung oder Abschlussprüfung für kapitalmarktorientierte 

Genossenschaften im Sinne des § 264d HGB, die mindestens von einem Aufsichts-

ratsmitglied erfüllt werden müssen. Eine identische Anforderung besteht gemäß § 38 

Abs. 1a GenG für mindestens ein Mitglied in Prüfungsausschüssen, die der Aufsichts-

rat im Rahmen seiner Tätigkeiten errichten kann. Diese Qualitätsanforderungen erhö-

hen dabei implizit die Risikokompetenz des Kontrollorgans, insbesondere bezüglich der 

Risikosituation, die sich aus der Rechnungslegung und Abschlussprüfung ergibt. Eine 

strikte Trennung der Leitungs- und Kontrollfunktion wird durch § 37 Abs. 1 GenG si-

chergestellt, wonach Aufsichtsratsmitglieder keine Geschäftsführungskompetenzen auf 

Gesamtbankebene99 haben dürfen. Damit wird gewährleistet, dass die Gestaltung und 

Kontrolle der Risikosituation nicht durch eine Person erfolgt und Missbrauchsmöglich-

keiten folglich vermieden werden. Im Weiteren verpflichtet das Genossenschaftsgesetz 

gleichermaßen den Vorstand100 und den Aufsichtsrat101 einer Genossenschaft zur sorg-

fältigen und verantwortlichen Wahrnehmung ihrer Tätigkeiten. Anreize, diesen Auftrag 

zu befolgen und damit folglich Mechanismen, die aus Sicht der Mitglieder Informations-

asymmetrien verringern, bestehen darin, dass Vorstands-102 und Aufsichtsratsmitglie-

der103 jeweils gesamtschuldnerisch der Genossenschaft zum Ersatz des Schadens aus 

Pflichtverletzungen verpflichtet sind und zudem im Falle strittiger Sorgfalt die Beweis-

last tragen. Konkrete Sachverhalte, die Schadensersatzpflichten bzw. Strafen begrün-

den sowie weitere Ausführungen zur Schadensersatzpflicht finden sich in § 34 GenG 

und im Rahmen der Straf- und Bußgeldvorschriften des Genossenschaftsgesetzes.104 

Ein weiterer Anreiz für den Vorstand und Aufsichtsrat einer Genossenschaft, mit den 

                                                  
97

  Vgl. § 24 Abs. 2 GenG. 
98

  Vgl. § 36 Abs. 1 GenG. 
99

  Laut § 37 Abs. 1 Satz 1 GenG sind dies Vorstandsmitglieder, dauernde Stellvertreter der 

Vorstandsmitglieder, Prokuristen oder zum Betrieb des gesamten Geschäfts ermächtigte 

Handlungsbevollmächtigte. 
100

  Vgl. § 34 GenG. 
101

  Vgl. § 41 GenG. 
102

  Vgl. § 34 Abs. 2 Satz 1 GenG. 
103

  Vgl. § 41 GenG. 
104

  Vgl. Abschnitt 9 GenG. 
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Mitgliederinteressen (risiko-)konform zu handeln, ergibt sich aus § 48 Abs. 1 GenG, 

wonach diese Organe der Entlastung durch die Generalversammlung bedürfen. 

4.2 Risk Governance im Handelsgesetzbuch - HGB 

Die Gültigkeit des Handelsgesetzbuches – HGB für Genossenschaftsbanken ergibt sich 

aus der in § 17 Abs. 2 GenG formulierten Kaufmannseigenschaft von Genossenschaf-

ten. Risk-Governance-Elemente, die den Umgang mit Risiken in Genossenschaftsban-

ken tangieren, lassen sich im HGB in Vorgaben zur Risikokommunikation und zur Risi-

kovorsorge identifizieren. Daneben bestehen vielfältige Einzelregelungen, wodurch 

konkrete Risiken entstehen, gemindert oder gänzlich vermieden werden. Wie bereits 

ausführlich dargelegt, erfolgt an dieser Stelle wiederum eine Fokussierung auf jene 

Elemente, die die allgemeine Handhabung von Risiken innerhalb der Genossen-

schaftsbankstrukturen als impliziten oder expliziten Gegenstand haben. Sofern sich die 

jeweiligen Aspekte mehrfach aus dem HGB ergeben, d. h. aus den Vorschriften für alle 

Kaufleute, den ergänzenden Vorschriften für eingetragene Genossenschaften und den 

ergänzenden Vorschriften für Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute,105 wer-

den jene Vorgaben vorgestellt, die die entsprechenden untergeordneten Vorschriften 

abdecken und den jeweils höchsten Grad an Spezifität für Genossenschaftsbanken 

aufweisen. 
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Abb. 7: Wirkungsaspekte der Risk Governance im HGB 

Die Risikokommunikation wird im Handelsgesetzbuch insbesondere durch die Vorga-

ben zur Rechnungslegung beeinflusst. So obliegt Genossenschaftsbanken als Kredit-

institute gemäß § 340a Abs. 1 in Verbindung mit § 264 Abs. 1 und Abs. 2 HGB die 

Pflicht, einen Jahresabschluss, der eine Einheit aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang bildet, sowie einen Lagebericht aufzustellen. Für den Jahresab-

schluss fordert § 264 Abs. 2 HGB dabei, die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Bank entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen darzustellen sowie ggf. zur Si-

cherstellung dessen im Anhang zusätzliche Angaben zu machen. Daneben hat der An-

hang Informationen über außerbilanzielle Risiken zu enthalten, sofern dies zur Beurtei-

lung der Finanzlage erforderlich ist.106 Ebenso sind, sofern nicht im Lagebericht enthal-

                                                  
105

  Diese werden wiederum erweitert und konkretisiert durch die Verordnung über die Rech-

nungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (Kreditinstituts-Rech-

nungslegungsverordnung - RechKredV). 
106

  Vgl. § 340a Abs. 1 in Verbindung mit § 285 Nr. 3 HGB. 
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ten, bei der Bildung von Bewertungseinheiten aus gegenläufigen Risikopositionen107 

Angaben zur Art, Höhe sowie Absicherung der enthaltenen Risiken darzulegen und der 

voraussichtliche Risikoausgleich ist argumentativ und methodisch zu belegen.108 Ana-

log zum Jahresabschluss sind Genossenschaftsbanken nach § 340a Abs. 1 in Verbin-

dung mit § 289 Abs. 1 HGB verbindlich aufgefordert, ihren Geschäftsverlauf einschließ-

lich des Geschäftsergebnisses und die Lage der Bank entsprechend den tatsächlichen 

Verhältnissen darzustellen und angemessen zu analysieren. Dabei sind u. a. die vo-

raussichtliche Entwicklung und die damit verbundenen wesentlichen Risiken nachvoll-

ziehbar zu beurteilen und zu erläutern. Explizite Ansprüche zur Kommunikation von Ri-

sikoaspekten werden im HGB zudem in § 289 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 formuliert.109 So 

hat bei Bedarf110 der Lagebericht in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten 

zum einen auf die Risikomanagementziele und -methoden einzugehen sowie zum an-

deren auf relevante Preisänderungs-, Ausfall- und Liquiditätsrisiken sowie Risiken aus 

Zahlungsstromschwankungen. Kapitalmarktorientierte Institute haben zudem im Lage-

bericht die wesentlichen Merkmale ihres internen Kontroll- und des Risikomanage-

mentsystems im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess zu beschreiben.111 

Insgesamt sichern die hier teilweise stark komprimiert dargelegten HGB-Vorgaben zum 

Jahresabschluss und Lagebericht eine hohe Informationsqualität für die Kommunikati-

on der Risikosituation gegenüber den berechtigten Interessenten, d. h. insbesondere 

den Mitgliedern der Genossenschaftsbank. Der Zugang zu diesen Informationen wird 

im HGB explizit gewährleistet durch § 340l Abs. 1 HGB, der die Kreditinstitute verpflich-

tet, ihren Jahresabschluss und Lagebericht offenzulegen. 

Eine Steigerung der Vertrauenswürdigkeit erfahren die Angaben dabei dadurch, dass 

nach § 340k Abs. 1 und Abs. 2 HGB Genossenschaftsbanken ihren Jahresabschluss 

und Lagebericht einer Prüfung durch ihren zuständigen Prüfungsverband zu unterzie-

hen haben, an die das HGB konkrete Anforderungen stellt. Durch die Prüfung gemäß 

§ 317 Abs. 1 und Abs. 2 HGB112 wird zum einen gewährleistet, dass bezüglich aller re-

levanten Anforderungen an den Jahresabschluss Verstöße mit verzerrender Wirkung 

auf die Einschätzung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage erkannt werden. Zum 

anderen wird der Lagebericht dahingehend geprüft, ob dieser mit dem Jahresabschluss 

und den Erkenntnissen des Abschlussprüfers konform ist und insgesamt eine richtige 

Vorstellung von der Lage der Bank vermittelt. Im Rahmen dessen ist explizit auch die 

zutreffende Darstellung von Risiken der künftigen Entwicklung zu prüfen.113 Zudem ist 

im Bestätigungsvermerk zur Prüfung gesondert auf Risiken einzugehen, die den Insti-

                                                  
107

  Vgl. § 254 HGB. 
108

  Vgl. § 340a Abs. 1 in Verbindung mit § 285 Nr. 23 HGB. 
109

  Die Anwendung auf Genossenschaftsbanken ergibt sich aus § 340a Abs. 1 HGB. 
110

  Zur Beurteilung der Lage oder der voraussichtlichen Entwicklung von Belang. Vgl. § 289 

Abs. 2 Nr. 2 HGB. 
111

  Vgl. § 289 Abs. 5 HGB. 
112

  In Verbindung mit § 340k Abs. 1 HGB. 
113

  Vgl. § 317 Abs. 2 Satz 2 HGB. 
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tutsfortbestand gefährden.114 Art und Umfang, das Ergebnis der Prüfung sowie der Be-

stätigungsvermerk oder der Vermerk über seine Versagung sind schriftlich und mit der 

gebotenen Klarheit gegenüber den gesetzlichen Vertretern des geprüften Instituts bzw. 

dem Aufsichtsrat zu berichten.115 Damit erhalten diese Organe eine weitere qualitäts-

gesicherte116 Möglichkeit zur Einschätzung der Risikosituation der Bank.117 

Allgemeine Vorgaben zur Risikovorsorge trifft das HGB zum einen in Form von Bewer-

tungsvorschriften und zum anderen durch die Bildung von Ausgleichspositionen für 

schlagend werdende Risiken. Im Rahmen der Bewertungsvorschriften haben die Insti-

tute gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 340a Abs. 1 HGB das Vorsichtsprin-

zip anzuwenden, d. h. alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Ab-

schlussstichtag entstanden sind, müssen bei der Bewertung der im Jahresabschluss 

ausgewiesenen Vermögensgegenstände und Schulden durch entsprechende Wertbe-

richtigungen berücksichtigt werden. Gewinne, womit potenzielle Risikorealisationen 

aufgefangen werden können, wenn sie im Eigenkapital der Bank verbleiben, dürfen nur 

berücksichtigt werden, sofern sie am Abschlussstichtag realisiert sind und folglich eine 

tatsächlich verfügbare Risikovorsorge darstellen. 

Wertminderungsrisiken in Genossenschaftsbanken beugt § 253 in Verbindung mit 

§ 340a Abs. 1 HGB vor.118 So sind Wertberichtigungen bei Vermögensgegenständen 

des Anlagevermögens vorzunehmen, sofern das Risiko einer voraussichtlich dauern-

den Wertminderung besteht; bei Finanzanlagen kann zudem auch bei voraussichtlich 

nicht dauernder Wertminderung eine vorsorgliche Wertberichtigung erfolgen.119 Bei 

Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens wird dem Risiko von Verlusten bei ih-

rer Liquidation vorgebeugt, indem Wertkorrekturen vorzunehmen sind, falls sich am 

Abschlussstichtag aus einem Börsen- oder Marktpreis bzw. aus vernünftigem Ermes-

sen120 ein niedrigerer Wert als jener der Anschaffung oder Herstellung ergibt.121 Für be-

stimmte Finanzinstrumente, die weder wie Anlagevermögen behandelt werden noch 

Teil des Handelsbestands sind, erlaubt § 340f Abs. 1 HGB zudem ergänzende Risiko-

vorsorge, indem es Kreditinstituten bei Bedarf122 erlaubt ist, permanent einen geringe-

ren Wert anzusetzen, als vorstehend erläutert. 

Ausgleichspositionen für potenziell schlagend werdende Risiken werden zum einen 

durch die grundsätzliche Anforderung, für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohen-

                                                  
114

  Vgl. § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB. 
115

  Vgl. § 321 Abs. 1 und Abs. 5, § 322 Abs. 7 Satz 2 in Verbindung mit § 340k Abs. 1 HGB. 
116

  Aufgrund der gesetzlich formulierten Anforderungen an die Prüfungstätigkeit. 
117

  Wie bereits in Kapitel 5.1 dargelegt, haben nach § 59 Abs. 1 Satz 2 GenG die Genossen-

schaftsmitglieder ein Einsichtsrecht in das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsbe-

richts, wodurch auch gegenüber ihnen eine Risikokommunikation durch die Prüfung erfolgt. 
118

  § 340e HGB konkretisiert und erweitert die Vorgaben des § 253 HGB für Kreditinstitute. 
119

  Vgl. § 253 Abs. 3 Satz 3 und Satz 4 HGB. 
120

  Sofern ein Börsen- oder Marktpreis nicht festzustellen ist. Vgl. § 253 Abs. 4 HGB. 
121

  Vgl. § 253 Abs. 4 HGB. 
122

  Sofern nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung die Notwendigkeit zur Absicherung 

gegen die besonderen Risiken von Kreditinstituten besteht. Vgl. § 340f Abs. 1 Satz 1 HGB. 
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de Verluste aus schwebenden Geschäften Rückstellungen zu bilden, geschaffen.123 

Zum anderen gestattet § 340g Abs. 1 HGB Kreditinstituten die Bildung eines Fonds für 

allgemeine Bankrisiken, sofern die besonderen Risiken von Kreditinstituten einen sol-

chen Sonderposten nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung rechtfertigen. Für 

den Handelsbestand von Kreditinstituten formuliert § 340e Abs. 4 HGB dazu konkrete 

Pflichtzuführungen und Anforderungen. 

Neben den allgemeinen Vorgaben zur Risikovorsorge durch das HGB berücksichtigt 

dieses auch jene Anstrengungen, die in den Banken zur Risikovorsorge bzw. zum Risi-

koausgleich unternommen werden. So können nach § 254 HGB Risikopositionen mit 

Finanzinstrumenten zu Bewertungseinheiten zusammengefasst werden. In dem Um-

fang und für den Zeitraum, in dem ein Ausgleich gegenläufiger Wertänderungen oder 

Zahlungsströme erfolgt, sind dabei bestimmte implizite Risikovorsorgevorgaben des 

HGB nicht auf die enthaltenen Positionen anzuwenden.124 

4.3 Risk Governance im Kreditwesengesetz - KWG 
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Abb. 8: Wirkungsaspekte der Risk Governance im KWG 

Im Gesetz über das Kreditwesen (Kreditwesengesetz – KWG) finden sich Risk-Gover-

nance-Elemente mit Relevanz für die Beurteilung, Steuerung, Kommunikation und Vor-

sorge im Risikokontext sowie jene, die personelle und organisatorische Aspekte der 

Risikohandhabung betreffen. Das KWG enthält dabei ebenfalls eine Vielzahl konkreter 

Regelungen125 zum Umgang mit Risiken, die es auf der Risikomanagementebene einer 

Genossenschaftsbank umzusetzen gilt. Insbesondere werden im Rahmen dieser die 

vorgestellten Risk-Governance-Elemente ausführlich expliziert, d. h. Gestaltungsspiel-

räume bei der Implementierung der Risk Governance eingeschränkt und damit die ope-

rative Entsprechung mit den Risk-Governance-Intentionen des Gesetzgebers gewähr-

leistet. Ebenfalls Bestandteil des KWG sind umfangreiche Konsequenzen bzw. Maß-

nahmen im Falle der Nichtkonformität mit dessen Anforderungen, die bis hin zur Ver-

sagung oder Aufhebung der Erlaubnis zum Betrieb von Bankgeschäften reichen.126 Da-

                                                  
123

  Vgl. § 249 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 340a Abs. 1 HGB. 
124

  Betrifft § 249 Abs. 1, § 252 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 sowie § 253 Abs. 1 Satz 1. Vgl. § 254 

HGB Satz 1. 
125

  Bzw. Ermächtigungen zur konkreten Gestaltung durch die exekutiven Instanzen in Form von 

Verordnungen oder Anordnungen. 
126

  Vgl. § 35 Abs. 2 Nr. 6 KWG. 
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raus ergeben sich folglich starke Anreize zur Implementierung und nachhaltigen Be-

achtung der Risk-Governance-Elemente. Die Maßgeblichkeit des KWG für Genossen-

schaftsbanken ergibt sich aus § 1 Abs. 1 und Abs. 1b KWG. 

Einfluss auf die Beurteilung von Risiken haben die Anforderungen § 13 Abs. 2 bzw. 

§ 13a Abs. 2 KWG, indem Großkredite127 grundsätzlich nur zu verauslagen sind, wenn 

diese auf Grund eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter gewährt 

wurden. Damit wird sichergestellt, dass für diese Geschäfte eine besondere Sorgfalt 

und Kompetenz bei der Risikobeurteilung gewährleistet wird. Eine vergleichbare Wir-

kung besteht für Organkredite.128 So dürfen solche Kredite129 an Organmitglieder130 nur 

aufgrund eines einstimmigen Vorstandsbeschlusses mit ausdrücklicher Zustimmung 

des Aufsichtsrates gewährt werden, wobei – außer im Rahmen von Mitarbeiterpro-

grammen – nur marktmäßige Konditionen zu vereinbaren sind. 

Eine weitere allgemeine Hilfestellung zur fortlaufenden Beurteilung der jeweiligen Risi-

kosituation von Krediten beinhaltet implizit § 14 Abs. 1 KWG, wonach Kreditinstitute 

vierteljährlich jene Kreditnehmer anzuzeigen haben, deren Kreditvolumen131 1,5 Millio-

nen Euro oder mehr beträgt (Millionenkredite).132 So erhält das meldende Institut nach 

§ 14 Abs. 2 KWG eine Benachrichtigung der Deutschen Bundesbank über etwaige an-

derweitige Millionenkredite, was zu einer verbesserten Einschätzung der Schulden- 

und folglich Risikosituation beitragen dürfte. Weitere Rahmenbedingungen mit Fokus 

auf die Sorgfalt der Risikobeurteilung durch die Kreditinstitute formuliert § 18 KWG. 

Demnach sind die Genossenschaftsbanken grundsätzlich verpflichtet, sich von ihren 

Kreditnehmern die wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere durch Vorlage der Jah-

resabschlüsse offenlegen zu lassen, sofern ein Kredit insgesamt 750.000 Euro oder 

zehn Prozent ihres haftenden Eigenkapitals überschreitet.133 § 18 Abs. 2 KWG verlangt 

zudem von den Instituten, grundsätzlich vor Abschluss eines Verbraucherdarlehensver-

trags oder eines Vertrags über eine entgeltliche Finanzierungshilfe die Kreditwürdigkeit 

des Verbrauchers zu prüfen sowie diese bei Änderungen des Nettodarlehensbetrags 

zu aktualisieren bzw. ggf. neu zu beurteilen. 

Als risikosteuernde Vorgaben des KWG sind die Großkrediteinzelobergrenzen sowie 

die Großkreditgesamtobergrenzen der Großkreditvorschriften in § 13 und § 13a 

                                                  
127

  In der Definition nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und § 13a Abs. 1 Satz 3. Gemäß § 13 Abs. 4 und 

§ 13a Abs. 6 KWG auch Zusagen von Kreditrahmenkontingenten. 
128

  Vgl. § 15 Abs. 1 KWG. 
129

  Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 4 steht der Gewährung eines Kredits die Gestattung von Entnah-

men, insbesondere auch die Gestattung der Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen, 

gleich, die über die einem Geschäftsleiter oder einem Mitglied des Aufsichtsorgans zu-

stehenden Vergütungen hinausgehen. 
130

  Vorstand, Aufsichtsrat, Prokuristen etc., vgl. § 15 Abs. 1 Satz 1 KWG. 
131

  Verschuldung gemäß § 19 Abs. 1 KWG. 
132

  Teil 1 und 3 der Großkredit- und Millionenkreditverordnung konkretisieren die Millionenkre-

ditvorschriften des § 14 KWG. 
133

  Vgl. § 18 Abs. 1 KWG. 
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KWG134 zu interpretieren, wodurch faktisch eine relative Risikobegrenzung im Kreditge-

schäft entsteht. 

Im Weiteren beinhaltet das KWG Regeln, die die Kommunikation der Risikosituation 

des Instituts tangieren. So verpflichtet § 26a Abs. 1 KWG Kreditinstitute, regelmäßig 

qualitative und quantitative Informationen über ihr Eigenkapital, eingegangene Risiken 

und das Risikomanagementverfahren zu veröffentlichen sowie förmliche Verfahren und 

Regelungen zur Erfüllung dieser Offenlegungspflichten vorzuhalten. Nähere Anforde-

rungen an die Offenlegungspflichten nach § 26a KWG regelt Teil 5 der Solvabilitäts-

verordnung - SolvV. Demnach haben die Institute, grundsätzlich jährlich und nach 

Maßgabe der Verfügbarkeit der Daten und der externen Rechnungslegung zeitnah,135 

offenzulegende Informationen auf ihrer eigenen Internetseite oder in einem anderen 

geeigneten Medium zu veröffentlichen.136 Inhaltlich fordert § 322 SolvV von den Institu-

ten, im Hinblick auf Ziele und Grundsätze des Risikomanagements, Informationen zu 

Strategien und Prozessen, zur Struktur und Organisation der Risikosteuerung, zu Art 

und Umfang der Risikoberichte und/oder des Managementinformationssystems, zu den 

Grundzügen der Absicherung oder Minderung von Risiken sowie zu den Strategien und 

Prozessen, mit denen die laufende Wirksamkeit der zur Risikoabsicherung und -

minderung getroffenen Maßnahmen überwacht wird. Diese Angaben sind für jeden 

einzelnen Risikobereich, einschließlich Adressenausfallrisiko, Marktrisiko, operationel-

les Risiko und Zinsänderungsrisiko des Anlagebuchs zu gewährleisten. Im Weiteren 

werden offenzulegende qualitative und quantitative Aspekte näher definiert, die die Ei-

genmittelstruktur, die Angemessenheit der Eigenmittelausstattung, Adressenausfallrisi-

kopositionen, Marktrisiken, operationelle Risiken, Beteiligungen im Anlagebuch, Zins-

änderungsrisiken im Anlagebuch, Verbriefungen, Kreditrisikominderungstechniken so-

wie Instrumente zur Verlagerung operationeller Risiken betreffen.137 

Risk-Governance-Elemente in punkto Risikovorsorge lassen sich einerseits in den An-

forderungen von § 10 KWG identifizieren, wonach Kreditinstitute angemessene Eigen-

mittel vorhalten müssen,138 die im Falle eines Zahlungsausfalls verlustabsorbierend 

wirken. Zudem müssen die Institute nach § 11 Abs. 1 Satz 1 KWG ihre Mittel derart an-

legen, dass eine ausreichende Liquidität jederzeit gewährleistet ist, womit folglich Li-

quiditätsrisiken ausgeschlossen bzw. verringert werden sollen.139 

                                                  
134

  Teil 1 und 2 der Verordnung über die Erfassung, Bemessung, Gewichtung und Anzeige von 

Krediten im Bereich der Großkredit- und Millionenkreditvorschriften des Kreditwesengeset-

zes (Großkredit- und Millionenkreditverordnung - GroMiKV) konkretisieren die Großkredit-

vorschriften der §§ 13 und 13a KWG. 
135

  Vgl. § 321 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 SolvV. 
136

  Vgl. § 320 Abs. 1 Satz 1 SolvV. 
137

  Vgl. §§ 324 – 337 SolvV. 
138

  Vgl. § 10 Abs. 1 Satz 1 KWG. Die Feststellung der Angemessenheit der Eigenmittelausstat-

tung ergibt sich aus den umfangreichen Ausführungen im Rahmen des § 10 KWG sowie auf 

Basis der Verordnung über die angemessene Eigenmittelausstattung von Instituten, Insti-

tutsgruppen und Finanzholding-Gruppen (Solvabilitätsverordnung - SolvV). 
139

  Die Verordnung über die Liquidität der Institute (Liquiditätsverordnung - LiqV) konkretisiert 

den § 11 KWG zur Gewährleistung einer ausreichenden Liquidität. 
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Personelle Rahmenbedingungen für jene Organe auf oberster Leitungs- und Kontrolle-

bene, die mit der Risikohandhabung eines Instituts betraut sind, werden zum einen in 

§ 33 Abs. 1 Nr. 4 KWG formuliert, wonach die Erlaubnis, Bankgeschäfte zu betreiben, 

zu versagen ist, wenn dem Geschäftsleiter der Bank die erforderliche fachliche Eig-

nung fehlt.140 Zum anderen müssen gemäß § 36 Abs. 3 Satz 1 KWG die Mitglieder des 

Aufsichtsrates zuverlässig und von entsprechender Sachkunde sein, um ihre Kontroll-

funktion sowie die Beurteilung und Überwachung der Geschäfte adäquat wahrnehmen 

zu können.141 § 36 Abs. 3 Satz 5 und Satz 6 KWG ergänzen den Anspruch an das Auf-

sichtsorgan, welchem unter anderem die Überwachung der Risikosituation obliegt, in-

dem maximal zwei ehemalige Geschäftsleiter der Bank Mitglied des Aufsichtsorgans 

sind und die Aufsichtsratsmitglieder zudem maximal fünf Kontrollmandate bei unter der 

Aufsicht der Bundesanstalt stehenden Unternehmen ausüben dürfen, es sei denn, die-

se Unternehmen gehören demselben institutsbezogenen Sicherungssystem an.142 

Organisatorische Aspekte des Risikohandlings ergeben sich allgemein aus § 25a und 

§ 25c KWG. So verlangt § 25a Abs. 1 KWG von den Genossenschaftsbanken, unter 

Verantwortung des geschäftsführenden Vorstands, eine ordnungsgemäße Geschäfts-

organisation, die die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestim-

mungen und der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten gewährleistet. Damit wird 

implizit von den Instituten gefordert, durch organisatorische Vorkehrungen ihr Compli-

ance-Risiko sowie betriebswirtschaftliche Risiken zur verringern. Insbesondere hat die 

Geschäftsorganisation zudem ein angemessenes und wirksames Risikomanagement 

zu umfassen, auf dessen Basis die Risikotragfähigkeit laufend sicherzustellen ist. Die-

se Anforderung schließt dabei u. a. die Festlegung von Strategien, Verfahren zur Er-

mittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit sowie die Einrichtung interner Kon-

trollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revision ein. Zu-

dem wird eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung 

des Instituts ebenso vorausgesetzt wie die Festlegung eines angemessenen Notfall-

konzepts.143 Daneben wird konstituiert, dass auch im Falle der Auslagerung von we-

sentlichen Aktivitäten und Prozessen angemessene Vorkehrungen zu treffen sind, um 

übermäßige zusätzliche Risiken zu vermeiden. Eine Auslagerung darf zudem nur unter 

der Prämisse erfolgen, dass insbesondere ein angemessenes und wirksames Risiko-

management durch das Institut gewährleistet bleibt, welches die ausgelagerten Aktivi-

täten und Prozesse einbezieht. Die Auslagerung darf dabei nicht zu einer Delegation 

der Geschäftsleiterverantwortung führen.144 Zur Verhinderung von betrügerischen 

Handlungen zu ihren Lasten haben Genossenschaftsbanken zudem gemäß § 25c 

                                                  
140

  Laut § 33 Abs. 2 Satz 1 KWG setzt die fachliche Eignung ausreichende theoretische und 

praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschäften sowie Leitungserfahrung voraus. 

Dies impliziert bei Banken entsprechende Risikokompetenzen (vgl. Ausführungen MaRisk). 
141

  Dies impliziert für die Aufsichtsratsmitglieder von Banken ebenfalls entsprechende Kennt-

nisse und Fähigkeiten bei der Handhabung von Risiken. 
142

  Folglich gilt diese Beschränkung nicht für Mehrfachmandate in der genossenschaftlichen Fi-

nanzGruppe. 
143

  Vgl. § 25a Abs. 1 Satz 1 bis Satz 3 KWG. 
144

  Vgl. § 25a Abs. 2 KWG. 
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Abs. 1 KWG interne Grundsätze und angemessene Sicherungssysteme zu schaffen, 

zu aktualisieren und entsprechende Kontrollen durchzuführen. 

Spezielle organisatorische Anforderungen finden zudem Anwendung für jene Institute, 

die ein Handelsbuch betreiben. Gemäß § 1a Abs. 5 KWG müssen sie über klar formu-

lierte Konzepte und Vorgaben sowie geeignete Kontrollmechanismen zur Führung und 

Verwaltung ihres Handelsbuches verfügen, die ausdrücklich Einschätzungen der Bank 

zur Handelbarkeit und Absicherbarkeit der Positionen beinhalten. 

4.4 Risk Governance in den Mindestanforderungen an das Risikomanage-

ment (MaRisk) 
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Abb. 9: Wirkungsaspekte der Risk Governance in den MaRisk 

Die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) verlautbarten Min-

destanforderungen an das Risikomanagement – MaRisk geben auf der Grundlage des 

§ 25a Abs. 1 KWG einen flexiblen und praxisnahen Rahmen für die Ausgestaltung des 

Risikomanagements in deutschen Kreditinstituten vor und präzisieren ferner § 25a 

Abs. 1a und Abs. 2 KWG.145 Ihre Anwendung auf Genossenschaftsbanken ergibt sich 

aus AT 2.1 Tz. 1 MaRisk in Verbindung mit den Vorschriften des KWG. Anreize zur 

Umsetzung der Anforderungen ergeben sich explizit aus den Maßnahmen bei Nichtbe-

achtung, die in § 45b KWG geregelt sind und bis zur Beschränkung bzw. Untersagung 

einzelner Geschäftsarten gehen. Abweichend von den zuvor dargestellten Rechtsnor-

men, die lediglich partiell Risk-Governance-Elemente beinhalten, handelt es sich bei 

den MaRisk gänzlich um Vorgaben zur Risikohandhabung, d. h. formelle Makro-Risk-

Governance-Elemente. Deren adäquater und intendierter Umsetzung in den Instituten 

dienlich sind wiederum umfassende spezifische Formulierungen im Rahmen der Ma-

Risk sowie diesbezügliche Erläuterungen146 der BaFin. Die Anforderungen der MaRisk 

beziehen sich auf die für das Institut wesentlichen Risiken, wobei die Beurteilung der 

Wesentlichkeit in der Verantwortung der Geschäftsleitung liegt. Grundsätzlich sind je-

doch Adressenausfallrisiken, Marktpreisrisiken, Liquiditätsrisiken und operationelle Ri-

siken als wesentlich einzustufen. Für nicht als wesentlich eingestufte Risiken fordern 

die MaRisk darüber hinaus, angemessene Vorkehrungen zu treffen, spezifizieren jene 

                                                  
145

  Vgl. AT 1 Tz. 1 MaRisk. 
146

  Vgl. BAFIN (2009). 
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jedoch nicht weiter.147 Im Folgenden werden jene allgemeinen und wesentlichen sowie 

für Genossenschaftsbanken relevanten Elemente der MaRisk komprimiert dargestellt, 

die die allgemeinen Anforderungen des § 25a KWG verdeutlichen bzw. über die bereits 

vorgestellten Elemente hinausgehen, um den Eindruck von der bestehenden Makro-

Risk-Governance für Genossenschaftsbanken zu erweitern. Wenngleich im Rahmen 

der obigen Darstellung § 25a KWG pauschal den organisatorischen Aspekten beim Ri-

sikohandling zugeordnet wurde, erfolgt an dieser Stelle eine weiter differenzierte Zu-

ordnung in Elemente der Risikostrategie, der Risikobeurteilung, solche der Risikokom-

munikation, jene Aspekte der Risikovorsorge sowie personelle und organisatorische 

Aspekte. 

Der Risikostrategie zuzuordnen ist insbesondere die Anforderung der MaRisk an die 

Geschäftsführung, eine angemessene, mit der Geschäftsstrategie konsistente Risi-

kostrategie festzulegen, regelmäßig zu überprüfen, ggf. anzupassen und ihre Imple-

mentierung zu verantworten.148 

Den Aspekt der Risikobeurteilung betreffen die Vorgaben für Aktivitäten in neuen Pro-

dukten oder auf neuen Märkten. So haben die Institute für solche Engagements vorab 

ein Konzept auszuarbeiten, das auf dem Ergebnis einer Analyse des Risikogehalts der 

neuen Geschäftsaktivitäten basiert und die sich ergebenden wesentlichen Konsequen-

zen für das Management der Risiken darstellt.149 

Vorgaben zu Informations- und Berichtspflichten finden sich vielfach im Rahmen der 

MaRisk. Als besonders wesentliche Aspekte der Risikokommunikation lassen sich jene 

in punkto Risikostrategie sowie Risikosteuerungs- und –controllingprozesse identifizie-

ren. In Bezug auf die Risikostrategie ist diese zum einen dem Aufsichtsorgan des Insti-

tuts zur Kenntnis zu geben und mit diesem zu erörtern sowie zum anderen innerhalb 

des Instituts in geeigneter Weise inhaltlich aktuell zu kommunizieren.150 Die Anforde-

rungen an die Risikosteuerungs- und controllingprozesse umfassen einerseits die 

Pflicht der Geschäftsleitung, sich regelmäßig über die Risikosituation und die Ergebnis-

se der Stresstests berichten zu lassen. Andererseits wird statuiert, dass grundsätzlich 

unter Risikogesichtspunkten wesentliche Informationen unverzüglich an die Geschäfts-

leitung, die jeweiligen Verantwortlichen und gegebenenfalls die interne Revision wei-

terzuleiten sind. Die für das Aufsichtsorgan unter Risikogesichtspunkten wesentlichen 

Informationen sind von der Geschäftsleitung unverzüglich an jenes weiterzuleiten. Zu-

dem hat die Geschäftsleitung das Aufsichtsorgan vierteljährlich über die Risikosituation 

in angemessener Weise schriftlich zu informieren.151 

Die Risikovorsorge der Genossenschaftsbanken wird durch die Anforderungen der 

MaRisk in punkto Risikotragfähigkeit und Notfallkonzept tangiert. Gemäß AT 4.1 Ma-

                                                  
147

  Vgl. AT 2.2 MaRisk. 
148

  Vgl. AT 4.2 MaRisk. 
149

  Vgl. AT 8 Tz. 1 MaRisk. 
150

  Vgl. AT 4.2 Tz. 3 und Tz. 4 MaRisk. 
151

  Vgl. AT 4.3.2 Tz. 7 – Tz. 9 MaRisk. 
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Risk haben die Institute auf Basis des Gesamtrisikoprofils sicherzustellen, dass die we-

sentlichen Risiken des Instituts durch das Risikodeckungspotenzial laufend abgedeckt 

sind. Im Rahmen des Notfallkonzeptes haben die Banken für Notfälle in zeitkritischen 

Aktivitäten und Prozessen Vorsorgemaßnahmen zu treffen und regelmäßig zu überprü-

fen, die dazu geeignet sind, potenzielle Schäden, d. h. Risikorealisationen, zu reduzie-

ren.152 

Personelle Aspekte bei der Risikohandhabung betreffen zum einen den geschäftsfüh-

renden Vorstand von Genossenschaftsbanken. So fordern die MaRisk implizit im Rah-

men der Gesamtverantwortung für das Risikomanagement, dass der Vorstand die Fä-

higkeiten aufweisen muss, Risiken sowohl beurteilen als auch geeignete Begren-

zungsmaßnahmen treffen zu können.153 Grundsätzlich für alle Funktionen und Tätigkei-

ten zu gewährleisten ist, dass unvereinbare Tätigkeiten durch unterschiedliche Mitar-

beiter durchgeführt werden.154 In punkto Risikohandling ist dies so zu interpretieren, 

dass Personen und Organisationseinheiten, die Risikopositionen generieren, personell 

und organisatorisch strikt von solchen zu trennen sind, denen die Risikoüberwachung 

und –kontrolle obliegt. Ebenfalls allgemein gilt, dass die quantitative und qualitative 

Personalausstattung des Instituts sich u. a. insbesondere an der Risikosituation zu ori-

entieren hat, was durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten ist. Zudem müssen 

die Anreizsysteme des Instituts konform mit dessen (Risiko-)Strategien sein und schäd-

liche Anreize zur Eingehung unverhältnismäßig hoher Risikopositionen vermeiden.155 

Organisatorische Aspekte der Risikohandhabung ergeben sich zum einen aus den prä-

zisierten Anforderungen an ein internes Kontrollsystem, nach denen Prozesse im 

Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation sowie die damit verbundenen Aufgaben, 

Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikationswege klar zu de-

finieren und aufeinander abzustimmen sind.156 Zudem haben die Institute angemesse-

ne Risikosteuerungs- und -controllingprozesse einzurichten, die eine Identifizierung, 

Beurteilung, Steuerung sowie Überwachung und Kommunikation der wesentlichen Ri-

siken und damit verbundener Risikokonzentrationen gewährleisten. Diese Prozesse 

sind in ein integriertes System zur Ertrags- und Risikosteuerung einzubinden sowie re-

gelmäßig zu überprüfen und ggf. zu modifizieren.157 Explizit ist dabei ein interner Pro-

zess zur Sicherstellung der Risikotragfähigkeit einzurichten.158 Überdies haben die In-

stitute sicherzustellen, dass die Geschäftsaktivitäten und damit folglich das Risikohand-

ling, auf der Grundlage von angemessenen Organisationsrichtlinien betrieben werden 

(z. B. Handbücher, Arbeitsanweisungen etc.).159 Damit kann gewährleistet werden, 

dass die intendierte Risikostrategie unternehmensweit von den jeweiligen internen 

                                                  
152

  Vgl. AT 7.3 Tz. 1 MaRisk. 
153

  Vgl. AT 3 MaRisk. 
154

  Vgl. AT 4.3.1 Tz. 1 MaRisk. 
155

  Vgl. AT 7.1 MaRisk. 
156

  Vgl. AT 4.3.1 Tz. 2 MaRisk. 
157

  Vgl. AT 4.3.2 MaRisk. 
158

  Vgl. AT 4.1 Tz. 2 MaRisk. 
159

  Vgl. AT 5 MaRisk. 
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Agenten umgesetzt wird. Neben dieser personellen Komponente haben die Institute 

den Umfang und die Qualität ihrer technisch-organisatorischen Ausstattung dauerhaft 

insbesondere an betriebsinternen Erfordernissen, den Geschäftsaktivitäten sowie der 

Risikosituation zu orientieren.160 Ein weiterer organisatorischer Aspekt betrifft die Risi-

kokontrolle innerhalb des Instituts. So haben Genossenschaftsbanken über eine funkti-

onsfähige interne Revision zu verfügen, die risikoorientiert und prozessunabhängig die 

Wirksamkeit und Angemessenheit des Risikomanagements im Allgemeinen und des in-

ternen Kontrollsystems im Besonderen sowie die Ordnungsmäßigkeit grundsätzlich al-

ler Aktivitäten und Prozesse prüft und beurteilt.161 

4.5 Risk Governance im Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs-

gesetz - EAEG 
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Abb. 10: Wirkungsaspekte der Risk Governance im EAEG 

§ 2 des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz - EAEG verpflichtet al-

le Institute im Sinne des Gesetzes,162 ihre Einlagen und Verbindlichkeiten aus Wertpa-

piergeschäften durch Zugehörigkeit zu einer Entschädigungseinrichtung zu sichern. 

Diese Anforderung ist als Risk-Governance-Element zu interpretieren, da eine allge-

meine Pflicht zu einer effektiven Risikovorsorge formuliert und im Rahmen des Geset-

zes konkretisiert wird. § 12 Abs. 1 EAEG folgend, entfällt dabei für Genossenschafts-

banken die Pflicht, einer Entschädigungseinrichtung im Sinne des Gesetzes anzugehö-

ren, sofern sie der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volks-

banken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen sind.163 Gemäß § 12 Abs. 1 EAEG 

gilt dies explizit solange, wie die Sicherungseinrichtung aufgrund ihrer Satzung und 

verfügbaren Mittel eine adäquate Risikovorsorge der Genossenschaftsbanken darstellt, 

d. h. insbesondere ihre Liquidität und Solvenz gewährleistet. Aus § 3 Statut der Siche-

rungseinrichtung des BVR ergibt sich, dass alle Mitgliedsbanken des BVR und damit 

                                                  
160

  Vgl. AT 7.2 Tz. 1 MaRisk. 
161

  Vgl. AT 4.4 Tz. 1 und Tz. 3 MaRisk. 
162

  Für Genossenschaftsbanken ergibt sich die Geltung aus § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EAEG. 
163

  Die Zugehörigkeit zur Sicherungseinrichtung beim BVR stellt einen Aspekt der Cooperative 

Risk Governance in der genossenschaftlichen FinanzGruppe dar, und wird in Folgearbeiten 

analysiert. 
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folglich alle Genossenschaftsbanken in Deutschland der Sicherungseinrichtung des 

BVR angeschlossen sind.164 

4.6 Risk Governance im Wertpapierhandelsgesetz - WpHG 

Das Gesetz über den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz – WpHG) entfaltet 

für Genossenschaftsbanken seine Wirkung, sofern sie Leistungen im Sinne von § 1 

Abs. 1 WpHG erbringen.165 Allgemeine Risk-Governance-Elemente betreffen im Rah-

men des WpHG unmittelbar die Risikosteuerung der Banken sowie organisatorische 

Aspekte der Risikohandhabung. 
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Abb. 11: Wirkungsaspekte der Risk Governance im WpHG 

Unmittelbarer Einfluss auf die Risikosteuerung wird über § 30h Abs. 1 WpHG genom-

men, wonach ungedeckte Leerverkäufe in Aktien und bestimmten Schuldtiteln aus-

drücklich verboten sind und folglich das entsprechend damit verbundene Risiko nicht 

durch das Institut eingegangen werden kann. 

§ 30j Abs. 1 WpHG untersagt den Banken im Weiteren, als Sicherungsnehmer be-

stimmte Kreditderivate im Inland zu begründen oder rechtsgeschäftlich in solche einzu-

treten, sofern nicht konkreten Ausnahmekriterien166 entsprochen wird. Damit verringern 

sich faktisch die Möglichkeiten der Banken zur Risikosteuerung. 

In organisatorischer Hinsicht fordert das WpHG über die organisatorischen Pflichten 

nach § 25a Abs. 1 und Abs. 4 des Kreditwesengesetzes hinaus, angemessene 

Grundsätze aufzustellen, Mittel vorzuhalten und Verfahren einzurichten, die darauf 

ausgerichtet sind, sicherzustellen, dass das Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

selbst und seine Mitarbeiter den Verpflichtungen des Gesetzes nachkommen, wobei 

insbesondere eine dauerhafte, wirksame und unabhängige Compliance-Funktion ein-

zurichten ist. Damit wird explizit das Compliance-Risiko der betroffenen Institute verrin-

gert.167 

                                                  
164

  Vgl. § 3 Statut der Sicherungseinrichtung des BVR, BVR (2004), S. 5 in Verbindung mit BVR 

(2010b). 
165

  Für Genossenschaftsbanken relevante Leistungen sind dies gemäß § 1 Abs. 1 WpHG die 

Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Wertpapiernebendienstleistungen, der 

börsliche und außerbörsliche Handel mit Finanzinstrumenten, der Abschluss von Finanz-

termingeschäften sowie Finanzanalysen. 
166

  Vgl. § 30j Abs. 2 WpHG. 
167

  Vgl. § 33 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 WpHG. 
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Abb. 12: Wesentliche Makro-Risk-Governance für Genossenschaftsbanken 

5 Fazit und Ausblick 

Die Handhabung von Risiken innerhalb von Genossenschaftsbanken betrifft im Allge-

meinen eine Vielzahl von Akteuren, woraus sich spezifischen Abhängigkeitsbeziehun-

gen zwischen Prinzipalen, die risikorelevante Aufgaben und Entscheidungen delegie-

ren, sowie ihren Agenten ergeben. Für die Prinzipale bedeuten diese Beziehungen in 

der Regel schwer kalkulierbare Risiken aufgrund von Informationsasymmetrien, die 

sich potenziell zu ihren Lasten, d. h. im betrachteten Fall einer Genossenschaftsbank 

insbesondere zu Lasten der Mitglieder als übergeordnete Prinzipale bzw. ihrem Mem-

berValue, ausnutzen lassen. Um dem Dilemma zu entkommen, entweder auf die po-

tenziell nutzenstiftende Delegation von risikorelevanten Aufgaben zu verzichten oder 

durch die Beauftragung von Agenten ebenfalls potenzielle Nutzeneinbußen durch die 

opportunistische Ausnutzung von Informationsasymmetrien in Kauf zu nehmen, bedarf 

es einer entsprechenden institutionellen Gestaltung. Die Risk Governance bietet eine 

institutionelle Lösung, um den risikorelevanten Agency-Problemen effektiv zu begeg-

nen und dabei höchstmögliche Agency-Kosten-Effizienz zu erreichen. Aus der Per-

spektive der übergeordneten Prinzipale einer Genossenschaftsbank, der Mitgliederper-

spektive, ermöglicht eine geeignete Risk Governance damit eine nachhaltige Optimie-

rung des MemberValue. 

Die Risk Governance ergibt sich zum einen aus den risikorelevanten Vorgaben der 

Makroebene und zum anderen obliegt es den jeweiligen obersten Leitungsorganen der 

Mikroebene, Risk-Governance-Elemente für individuelle und kooperative Interaktionen 

zu definieren. Während die Makro-Risk-Governance grundsätzlich nicht durch die ein-

zelnen Institute beeinflussbar ist, lässt sich im Rahmen der Definition von Mikro-Risk-



 

 39 

Governance-Elementen explizit auf die spezifischen Gegebenheiten einer Organisation 

eingehen und so höchstmögliche Effizienz sicherstellen. Aus diesem Grund sollte aus 

der Sicht der individuellen Organisationen eine Fokussierung auf die Mikro-Risk-Gover-

nance erfolgen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Mikro-Risk-Governance auch 

die konkrete Umsetzung von Vorgaben der Makroebene gewährleisten muss bzw. die-

se als hierarchisch übergeordnet zu berücksichtigen sind. Im Sinne einer effizienten 

und mit den übergeordneten Normen konformen Mikro-Risk-Governance, die Parallel- 

und Wechselwirkungen berücksichtigt, wurde daher zunächst ein Überblick über den 

Status quo der für das Risikohandling in Genossenschaftsbanken relevanten und we-

sentlichen Makro-Risk-Governance gegeben. 

Im nächsten Schritt gilt es zunächst, die bestehende Mikro-Risk-Governance für Ge-

nossenschaftsbanken zu erheben. Anschließend gilt es im Sinne des MemberValue 

von Genossenschaftsbanken, Anforderungen an eine effektive und effiziente Mikro-

Risk-Governance zu definieren sowie diesbezüglich zu erheben, welche Determinanten 

sich in der Praxis als Erfolgsfaktoren identifizieren und verifizieren lassen. 
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